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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL

Die hohen Energiepreise im Sommer 2008 
haben uns vor Augen geführt: Erdöl- und Erdgasquellen
sprudeln nicht ewig. Immer mehr Staaten wollen einen
größeren Anteil davon abhaben, und die Vorräte sind 
begrenzt. Wenn ein Energieträger knapp wird, steigen die
Preise auch für die anderen - etwa die Kohle. Das sind die
Wirkungen des Marktes. Und wenn ein Gut erst einmal
knapp ist, tun Spekulanten ein Übriges, um die Preise in
die Höhe zu treiben.
Dennoch können wir auf ständig verfügbare Energie -
gleich ob Strom, Gas oder Benzin - nicht verzichten. Unser
Lebensstil, unser Alltag ist darauf gegründet. Selbst das
Internet, das mittels intelligenter Bestellmasken die eine
oder andere Besorgung erspart, funktioniert nur, wenn
unser Computer Strom hat, das Telefonsystem Strom hat,
der Knotenrechner Strom hat.
Zu Recht machen sich Bürger und Bürgerinnen verstärkt
Gedanken über die Energieversorgung. Der liberalisierte
Markt - die Möglichkeit, unkompliziert den 
Stromanbieter zu wechseln - hat das Problem nicht
entschärft. Im Gegenteil: die Menschen sind 
kostenbewusster und stellen höhere Anforderungen an
den örtlichen Energieversorger. Das „freundliche 
Stadtwerk von nebenan“ zu sein, reicht für den 
Geschäftserfolg nicht mehr aus.
Städte und Gemeinden müssen sich daher intensiv mit
der Energieversorgung beschäftigen. Dabei geht es um

Energie für ihre eigenen Einrichtungen wie auch für die
Bewohner. Viele Anforderungen gilt es da unter einen
Hut zu bringen: notorisch steigende Energiekosten,
Knappheit der Mittel für Investitionen, verschärfte 
gesetzliche Anforderungen und nicht zuletzt die 
Reduzierung des Kohlendioxid-Ausstoßes. Wer will sich
schon vorwerfen lassen, den Klimawandel mit all seinen
negativen Folgen wissentlich zu beschleunigen?
Allerorts schlägt die Stunde der erneuerbaren Energien.
Aufgrund ihres großen Bedarfs für Schulen,
Verwaltungsgebäude und Sportstätten haben die 
Kommunen eine starke Position bei der Energie-Wende.
Dabei gilt es auch die Bürger und Bürgerinnen 
einzubeziehen. Dezentral gewonnene erneuerbare 
Energie braucht Abnehmer vor Ort. Hier gilt es die 
Menschen zu überzeugen, dass „kleine Anlagen“ nicht
zwangsläufig „unsichere Anlagen“ sind. Die 
Energieversorgung der Zukunft wird manches haben 
von einem Flickenteppich. Aber sie wird flexibler sein,
Abhängigkeit verringern und das Klima weit weniger 
belasten als unsere derzeitige großtechnische 
Infrastruktur.
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Frankreich am Rhein
Die Spuren der Franzosenzeit im Wes-
ten Deutschlands, hrsg. v. Kerstin Theis
u. Jürgen Wilhelm, 17 x 24 cm, 304 S.,
90 farb. Abb., Leinen mit Schutz-
umschl., Veröff. des LVR, 32 Euro, ISBN
3-7743-0409-3

Fast 20 Jahre - von 1794 bis 1813 -
war das Land links des Rheins fran-
zösisch besetzt und zeitweilig Teil
des französischen Staates. Insofern hat die „Franzosenzeit“ das
Rheinland in seiner Kultur und Mentalität, aber auch in seiner po-
litischen Entwicklung nachhaltig geprägt. Der Sammelband ruft
in 13 kürzeren Aufsätzen den Verlauf dieser Epoche ins Gedächt-
nis und zeichnet die Auswirkungen auf spätere Jahrzehnte nach.
Das Themenspektrum reicht vom Karneval über Werbung bis hin
zu Wirtschaft und Recht. Vieles, was man zu kennen glaubte, wird
historisch präzise bestätigt. Andere Vorstellungen, etwa zur Her-
kunft bestimmter französischer Lehnwörter, werden als Legende
entlarvt. Trotz seiner wissenschaftlichen Fundierung bietet der
Band kurzweilige Lektüre.

Die Daseinsvorsorge 
im Spannungsverhältnis
von europäischem 
Wettbewerb und 
Gemeinwohl
Eine sektorspezifische Betrachtung, hrsg. v.
Andreas Krautscheid, NRW-Minister für Bun-
desangelegenheiten, Europa und Medien, un-
ter Mitarb. von Eberhard Waiz u. Dr. Claudia
Münch, 14,6 x 20,8 cm, 455 S., 1. Aufl., 2009,
34,90 Euro, VS Verlag für Sozialwissenschaf-

ten, ISBN 3-531-16686-5

Abfall, Gas, Strom,Wasser oder Verkehr: Immer mehr europäische
Vorschriften regeln den Bereich der Daseinsvorsorge. Der Um-
gang mit dem europäischen Binnenmarkt- und Wettbewerbs-
recht stellt die Städte, Gemeinden und Kreise, die sich in Deutsch-
land überwiegend um die Grundversorgung der Bürgerinnen und
Bürger kümmern, vor große Herausforderungen. Was soll Europa
regeln, was nicht? Der Sammelband mit 19 Fachbeiträgen gibt ei-
ne Einführung in den europäischen Diskurs zu den Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse, analysiert die einzelnen Sekto-
ren und erläutert, inwieweit sie durch das Gemeinschaftsrecht
betroffen sind. Außerdem wird die Organisation der Daseinsvor-
sorge in ausgewählten anderen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union dargestellt. Auch die Entstehung des kommunal-
wirtschaftlichen Engagements wird in einem kurzen historischen
Abriss geschildert.
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Städtebauförderung auf 
Redkordniveau
Mit 261 Mio. Euro ist die Städtebauförderung in diesem Jahr so
hoch wie seit dem Jahr 2000 nicht mehr. Dies gab der neue NRW-
Bau- und Verkehrsminister Lutz Lienenkämper bei der Vorstellung
des Städtebau-Investitionsprogramms bekannt. Im Vorjahr waren
es noch 218 Mio. Euro. Lienenkämper sieht die Aufstockung des
Städtebauprogramms als Beitrag zur Stützung der Konjunktur. Ins-
gesamt würden 301 Vorhaben in 172 Städten,Gemeinden und Krei-
sen unterstützt. Damit erhalte nahezu jede zweite Kommune in
NRW in diesem Jahr Fördermittel für die Stadtentwicklung. Die
Gelder fließen vor allem in den Ausbau der Innenstädte, die Sanie-
rung unattraktiver Stadtteile sowie in Projekte des Strukturpro-
gramms Regionale.

Fahrräder auf Gehwegen und Plätzen
grundsätzlich erlaubt
Kommunen dürfen abgestellte Fahrräder nicht aus optischen
Gründen entfernen. Das hat das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg in einem Beschluss entschieden und damit ein Urteil des Ver-
waltungsgerichts Göttingen bestätigt. Nur ein behinderndes oder
belästigendes Parken könne den Abtransport rechtfertigen. In dem
verhandelten Fall hatte sich ein Fahrradbesitzer dagegen zur Wehr
gesetzt, dass die Stadt Göttingen sein vor dem Bahnhof abgestell-
tes Rad entfernt und ihm die dabei entstandenen Kosten berech-
net hatte. Das Gericht entschied jedoch, dass das Abstellen nicht
rechtswidrig gewesen sei, weil das Fahrrad niemanden belästigt
oder behindert habe.

Erneut weniger Import und Export von
Abfällen
Nordrhein-Westfalen hat im vergangenen Jahr erneut weniger Ab-
fälle importiert oder exportiert. Insgesamt wurden etwa 1,72 Mio.
Tonnen Abfälle eingeführt.Wie NRW-Umweltminister Eckhard Uh-
lenberg mitteilte, seien dies vier Prozent weniger als im Jahr 2007.
Die Menge der ins Ausland ausgeführten Abfälle nahm sogar um
36 Prozent auf gut 327.000 Tonnen ab. Bezüglich gefährlicher Ab-
fälle dominierten sowohl bei den Versand- als auch bei den Emp-
fängerstaaten die Niederlande und Belgien. Dies sei mit dem Prin-
zip der Nähe vereinbar, erklärte der NRW-Umweltminister. Ein
Transport in oder aus Staaten außerhalb Europas sei unverändert
verschwindend gering, und gefährliche Abfälle würden in diese
Staaten überhaupt nicht ausgeführt.

Glänzendes Jahr für den 
NRW-Tourismus 
Zum fünften Mal in Folge hat der Tourismus in Nordrhein-Westfa-
len ein Rekordergebnis erzielt. Wie NRW-Wirtschaftministerin
Christa Thoben mitteilte, besuchten im vergangenen Jahr insge-
samt 17,7 Mio. Gäste die Beherbergungsbetriebe und Camping-
plätze im Land. Dabei wurden 41,5 Mio. Übernachtungen gezählt.
Gegenüber dem Vorjahr 2007 stieg damit die Anzahl der Besucher

und Besucherinnen um 2,2 Prozent und die Zahl der Übernachtun-
gen um 2,8 Prozent. Auch im Ausland konnte Nordrhein-Westfalen
2008 weiter punkten. Bei den nichtdeutschen Gästen lag sowohl
die Zahl der Ankünfte mit 3,6 Mio. als auch die der Übernachtun-
gen mit 8,1 Mio.weit über dem Vorjahresergebnis. Im deutschland-
weiten Vergleich liegt Nordrhein-Westfalen bei den Gästeankünf-
ten damit weiterhin auf dem zweiten Rang nach Bayern.

Leitfaden für Kommunen zur 
Breitband-Förderung
Das nordrhein-westfälische Umweltministerium hat einen Leitfa-
den erarbeitet, um Kommunen die Grundlagen für eine mögliche
Breitband-Förderung zu erläutern und Fragen zum Förderverfah-
ren zu beantworten.Wie das Umweltministerium mitteilt,enthält
der Leitfaden alle Informationen und technischen Hinweise rund
um das Verfahren zur Förderung sowie Musterschreiben, die den
Kommunen helfen sollen, Angebote von Netzbetreibern einzuho-
len und die Anträge auf Förderung einfacher und schneller auszu-
füllen.„Auch der ländliche Raum muss flächendeckend mit einem
leistungsfähigen Breitband-Netz ausgestattet werden, alleine in
diesem Jahr stellen wir rund 2,2 Mio.Euro an Fördermitteln zur Ver-
fügung“, sagte NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg.

Neue „Landmarke“ am Nordwestrand
des Ruhrgebiets
Die Metropole Ruhr bekommt eine weitere Landmarke. Ab dem
Kulturhauptstadtjahr 2010 soll eine Zitadelle die Halde Lohberg-
Nord/Erweiterung zwischen der Stadt Dinslaken und der Gemein-
de Hünxe krönen. Geplant ist eine aus Gabionen - mit Steinen ge-
füllte Drahtkörbe - gebaute beleuchtete Zitadelle. Die Halde wird
in den kommenden Jahren weiter aufgeschüttet. Die Gestaltung
der Halde soll dabei mit möglichen Nutzungen und den Anforde-
rungen des Umfelds wie etwa dem Freizeitgebiet Tenderingsseen
sowie den Siedlungen Lohberg und Bruckhausen zusammen ge-
plant werden. Für das Projekt arbeiten die RUHR.2010 GmbH, die
Kommunen Hünxe und Dinslaken, der Regionalverband Ruhr
(RVR), die Ruhrkohle AG und die RVG GmbH zusammen.

Stärkung des Radverkehrs auf 
deutschen Straßen
Der Bundesrat hat sich für eine Stärkung des Radverkehrs einge-
setzt und eine Novelle der Straßenverkehrsordnung beschlossen,
die zum 1. September 2009 in Kraft treten soll. Wichtigste Neue-
rung ist nach Ansicht des Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs,
dass nicht mehr bevorzugt Radwege angelegt werden sollen, son-
dern der Radfahrstreifen auf der Fahrbahn dem Radweg gleichge-
stellt werden soll. Ob der Radverkehr auf der Fahrbahn, auf einem
Radfahrstreifen oder auf einem Radweg geführt wird, kann dann
je nach örtlicher Situation entschieden werden. Außerdem soll die
bestehende Radwegebenutzungspflicht auf ein sinnvolles Maß
beschränkt werden und die Ampeln auf Fahrbahnen sollen auch
für Radfahrer gelten. Fußgängerampeln müssen dann nicht mehr
beachtet werden.

NACHRICHTEN
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Acht Städte und Gemeinden im Kreis Coesfeld wollen eine 
Betriebsgesellschaft gründen, um gemeinsam die Strom- und 
Gasnetze zu betreiben, und rechnen mittelfristig mit Gewinn 

schaft zu beteiligen, eine Patt-Situation.
Somit kam kein positiver Beschluss zu-
stande.
Umso enger arbeiten aber die verbleiben-
den acht Städte und Gemeinden zusam-
men, um das gemeinsame Ziel, die Energie-
netze in den Stadt- und Gemeindegebieten
gemeinsam zu betreiben, zu erreichen. Es
sind dies Ascheberg, Billerbeck, Havixbeck,
Lüdinghausen, Nordkirchen, Olfen, Rosen-
dahl und Senden. Sie haben sich auf den
Weg gemacht, die Strom- und Gasnetze
von den bisherigen Energieversorgern,
nämlich RWE und Gelsenwasser AG zu
übernehmen und in einer eigenen Gesell-
schaft mit den Arbeitstitel „Münsterland
Netzbetriebsgesellschaft mbH & Co. KG“ zu
betreiben.

Ursprünglich waren es neun der insge-
samt elf Städte und Gemeinden im

Kreis Coesfeld, die mit einer gemeinsamen
Gesellschaft die Strom- und Gasnetze in
ihrem Gemeindegebiet betreiben wollen.
Von den elf Kommunen im Kreis Coesfeld
haben zwei seit langem eigene Stadtwer-
ke. In einer Gemeinde gab es bei der ent-
scheidenden Ratssitzung, in der es darum
ging, sich an der gemeinsamen Gesell-

Doch so einfach, wie das Vorhaben auf den
ersten Blick aussieht, ist es nicht.Schließlich
haben die acht Städte und Gemeinden im
Kreis Coesfeld unterschiedliche Größen und
unterschiedliche Einwohnerzahlen. Dies
führt wiederum zu unterschiedlich großen
Versorgungsnetzen, die auch noch ein un-
terschiedliches Alter und somit auch einen
unterschiedlichen technischen Zustand
aufweisen.

ÖRTLICHE NETZE VERPACHTET

So einigten sich die acht Städte und Ge-
meinden auf das so genannte Pachtmodell.
Jede Gemeinde gründet in einem ersten
Schritt eine zu 100 Prozent von ihr be-
herrschte Netz GmbH (Eigengesellschaft).
Alle acht Netz GmbHs gründen wiederum
eine gemeinsame Netzbetriebsgesellschaft
in Form einer GmbH & Co. KG,die „Münster-
land Netzbetriebsgesellschaft GmbH & Co.
KG“: Die gemeindeeigenen Netz GmbHs
sind dort als Kommanditisten beteiligt. Per-
sönlich haftende Komplementärgesell-
schaft ist eine GmbH.
Die stadt- oder gemeindeeigenen Netz
GmbHs bewerben sich vor dem Hinter-
grund, dass die erteilten Konzessionen an
die bisherigen Energieversorger in enger
zeitlicher Abfolge auslaufen oder schon
ausgelaufen sind, um die Übertragung der
jeweiligen Konzessionen nach § 46 Energie-
wirtschaftsgesetz. Für die Vergabe der Kon-
zession, welche die jeweilige Stadt oder Ge-

� Acht Städte und Gemeinden im Kreis Coesfeld
wollen die Energieversorgung in Eigenregie 
betreiben und dafür die Stromnetze übernehmen

� Stromzähler im Kreis Coesfeld sollen künftig 
wieder direkt für die Kommunen laufen

Versorgungsnetze 
zurück an Kommunen 
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Dieter Emthaus ist
Bürgermeister der 
Gemeinde Ascheberg

DER AUTOR
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meinde vornimmt, ist kein bestimmtes
Ausschreibungsverfahren vorgeschrieben.
Jedoch ist die Erteilung der Konzession an
sachliche Kriterien gebunden und muss
diskriminierungsfrei entschieden werden.
Erhält die Netz GmbH die Konzession für

das Strom- oder Gasnetz,steht ihr ein gesetz-
licher Anspruch gegen den derzeitigen Net-
zeigentümer auf Übertragung des Netzes zu.
Natürlich hat sie dafür eine angemessene
Vergütung zu zahlen,die mit dem bisherigen
Eigentümer ausgehandelt werden muss.

BETRIEB AUS EINER HAND

Anschließend verpachtet jede stadt- oder
gemeindeeigene Netz GmbH das von ihr er-
worbene Netz an die gemeinsame Müns-
terland Netzbetriebsgesellschaft GmbH &FO
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Was vor wenigen Jahren beim
Trinkwasser bereits bestens

funktionierte, soll nun auch bei Strom
und - später - Gas gelingen. Im Hochsau-
erland wollen die drei benachbarten
Kommunen Bestwig, Meschede und
Olsberg ihre Energieversorgung rekom-
munalisieren, also in die eigene Hand
nehmen. Zum Ende 2009 läuft dort der
mit RWE - ursprünglich VEW - geschlos-
sene Stromkonzessionsvertrag aus. Die
zuständigen Räte beschlossen dazu im
März 2009 überwiegend einstimmig, ei-
ne neue Gesellschaft - die Hochsauer-
landEnergie GmbH - zu gründen. An die-
ser sind die Hochsauerlandwasser
GmbH - eine 100-prozentige Tochterge-
sellschaft der drei Kommunen - und die
Stadtwerke Lippstadt GmbH jeweils zur
Hälfte beteiligt.
Aufgabe dieser neuen Gesellschaft wird
sein, die Stromnetze zu übernehmen
und vorab in den Vertrieb einzusteigen,
also Kunden mit Strom zu versorgen. Für
die Kooperation mit Lippstadt sind fol-
gende Gründe maßgeblich: deren Erfah-
rung mit dem Erwerb eines Stromnetzes
in etwa gleicher Größe vor 14 Jahren, das
Know-how im Aufbau einer neuen Be-
triebssparte, die uneingeschränkte kom-

munale Bindung als 100-prozentige
Tochtergesellschaft der Stadt und - vor
allem - die Geschäftspolitik möglichst
niedriger Tarife.

SPEZIELLE STÄRKEN EINBRINGEN

Beide Gesellschafter werden ihre spe-
ziellen Stärken zugunsten der gemein-
samen Aufgabe in die Gesellschaft ein-
bringen - die vorhandene Infrastruktur,
das bestehende Know-how, das dual
ausgebildete Personal, die enge Verbin-
dung zum Kunden und die hohe örtliche
Akzeptanz in der Kommunalpolitik, beim
Kunden und bei der gewerblichen Wirt-
schaft. Die Kommunalpolitik verspricht
sich von der Rekommunalisierung der
Stromversorgung insbesondere folgen-
de Vorteile:

• Konzentration der aus der Versorgung
resultierenden Wertschöpfung in der

Region mit positiven Effekten unter an-
derem für das Steueraufkommen, die
örtliche Partnerschaft mit Handwerk
und Mittelstand und Ähnliches,

• Optimierung des Aufkommens an Kon-
zessionsabgaben,

• Nutzung des steuerlichen Querverbun-
des mit dem defizitären Bereich der Bä-
der,

• kommunaler Einfluss auf die Festset-
zung der Tarife,

• stärkerer Einsatz regenerativer Ener-
gien aus der Region und bürgerschaftli-
che Beteiligung an der Energiegewin-
nung (beispielsweise Bürger-Solarkraft-
werk).

Sollte das ambitionierte Vorhaben gelin-
gen,wäre es ein Beispiel für eine fruchtba-
re interkommunale Kooperation auch
über Kreisgrenzen hinweg und ein weite-
rer Erfolg bei der Rekommunalisierung
von Aufgaben der Daseinsvorsorge - zu-
gunsten der betroffenen Städte und Ge-
meinden und ihrer Bürger. Diese Strategie
heißt auch die Kommunalaufsicht gut,
denn die Bezirksregierung Arnsberg hat
ihre Zustimmung zu diesem kommuna-
len „Joint Venture“ bereits im Vorfeld sig-
nalisiert. l

Rainer Strotmeier ist
Erster Beigeordneter 
und Kämmerer der 
Stadt Lippstadt

DER AUTOR

Bestwig, Meschede und Olsberg planen gemeinsam

� Die Stadtwerke Lippstadt GmbH (links) und die Hochsauerlandwasser GmbH werden jeweils zur Hälfte Anteilseigner der zu gründenden 
HochsauerlandEnergie GmbH
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Co. KG. Ebenso bringen sie dort ihre Kon-
zessionen ein. Der große Vorteil dieses
Vorhabens ist, dass die acht Stromnetze
oder acht Gasnetze wie ein einziges gro-
ßes Netz aus einer Hand betrieben wer-
den können. Das ist wirtschaftlich und
bringt Synergieeffekte.
Aber wie finanziert sich der Netzbetrieb?
Die Münsterland Netzbetriebsgesell-
schaft GmbH & Co. KG betreibt die an sie
verpachteten Netze und erhält somit von
den Netznutzern - den Energielieferanten
- Netzentgelte. Die dadurch bei der Netz-
betriebs GmbH & Co. KG erwirtschafteten
Erträge sollen an die Kommanditisten -
sprich: an die stadt- und gemeindeeige-
nen Netz GmbHs - verteilt werden, um
den Netzerwerb zu finanzieren. Hier einig-
ten sich die acht Städte und Gemeinden
auf einen Verteilungsschlüssel, der eine
Kombination aus Fläche, Größe sowie Ein-
wohnerzahl darstellt.
Unter dem Strich bedeutet dies, dass für
den Netzbetrieb Arbeitsplätze vor Ort ge-
schaffen werden, Aufträge an Fremdfir-
men vor Ort vergeben werden können und
dass die mittelfristig erwirtschafteten Ge-
winne vor Ort bleiben und nicht etwa
Großkonzernen oder deren Aktionären zu-
gute kommen.

MAXIMALE KONZESSIONSABGABE

Neben diesen Erlösen ist die Münsterland
Netzbetriebsgesellschaft mbH & Co. KG
verpflichtet, die höchstmögliche Konzessi-
onsabgabe nach den Regelungen der Kon-
zessionsabgabenverordnung zu zahlen.
Konzessionsabgabe ist das Entgelt des
Netzbetreibers für die Benutzung der
stadt- oder gemeindeeigenen Straßen und
Wege, um dort Energieleitungen zu verle-
gen und zu warten.
Langfristig betrachtet wollen die acht Städ-
te und Gemeinden aber noch enger zusam-
menrücken. So denken sie beispielsweise
darüber nach, weitere Aufgaben wie bei-
spielsweise Müllabfuhr, Bäder und Abwas-
serreinigung - oder auch Telekommunikati-
ons-Dienstleistungen zu übernehmen.
Der Spielraum des § 107 der Gemeindeord-
nung für Nordrhein-Westfalen soll mittel-
fristig ausgeschöpft werden. Die Verträge
sind so gestaltet, dass jede Kommune für
sich entscheidet, an welcher dieser mögli-
chen Spartengesellschaften sie sich betei-
ligen möchte. Für die Bündelung dieser
Aktivitäten wird zusätzlich eine Holding-
gesellschaft gegründet. l

Die Gemeinde Saerbeck (Kreis Stein-
furt) ist im März 2009 gemeinsam mit

der Stadt Bocholt als Siegerkommune im
landesweiten Wettbewerb „Klimakommu-
ne NRW“ prämiert worden. Damit ist der
Startschuss zur Umsetzung einer ambitio-
nierten Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsstrategie gegeben.
Die Gemeinde hat per Ratsbeschluss im Ju-
li 2008 entschieden, die Energieversorgung
bis zum Jahr 2030 auf regenerative Ener-
gien und nachwachsende Rohstoffe umzu-
stellen und damit einen nachhaltigen Bei-
trag zum Klimaschutz zu leisten. Dieser Be-
schluss ist die logische Fortsetzung einer
kommunalen Klimaschutzpolitik, die über
einen mehrjährigen Vorlauf in vielen klei-
nen Schritten etabliert wurde, wie bei-
spielsweise:

Als Siegerin im Wettbewerb „Klimakommune NRW“ hat sich 
die Gemeinde Saerbeck vorgenommen, bis 2030 eine positive 
Energiebilanz zugunsten regenerativer Energien zu erreichen

Auf dem Weg in eine
klimaneutrale Zukunft

DIE AUTOREN
Dipl.-Ing. Guido Wallraven ist
freiberuflicher Stadtplaner im
Büro Stadt•Land•Fluss Bonn
Dipl.-Ing. Christian Voigt ist
freiberuflicher Stadtplaner im
Büro Stadt•Land•Fluss Berlin

� In Saerbeck erfahren Jugendliche im Rahmen von Schulprojekten etwa der Bildungsstätte 
CAJ-Werkstatt viel über die Nutzung von Sonnenenergie
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• Förderung, Entwicklung und Einsatz er-
neuerbarer Energien - etwa Photovoltaik
mit sechs Bürgerkraftwerken auf kom-
munalen Dächern, Windkraftanlagen
mit rund sieben Megawatt (MW) elek-
trischer Leistung und Wasserkraftanla-
gen sowie Biogastechnologie

• Übernahme strategischer Eigenverant-
wortung in der kommunalen Energiever-
sorgung durch Gründung der Saerbecker
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Ver- und Entsorgung GmbH (SaerVE) so-
wie durch Übernahme des Stromnetzes
für ein Teilgebiet der Gemeinde (Konzes-
sionsvertrag RWE)

• kontinuierliche Umsetzung eines kom-
munalen Energiemanagements - bei-
spielsweise energieeffiziente Gebäude-
leittechnik in Schulen und Sporthallen
sowie Thermografie-Service für private
Bauherren

• Maßnahmen zur Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels  - etwa hochwas-
serfreie Ortsmitte,Versickerung von Nie-
derschlagswasser bei allen Neubauge-
bieten seit 1990, Krisenmanagement für
besondere Klima-Ereignisse (SAE) 

• langjährige offensive Informations- und
umweltpädagogische Bildungsarbeit -
zum Beispiel der Jugendbildungsstätte -
CAJ-Werkstatt und in der Maximilian-
Kolbe-Gesamtschule

• frühzeitige Einbindung von Einrichtun-
gen aus Wissenschaft und Forschung
wie etwa durch die Biogaspotenzialstu-
die Saerbeck der FH Münster Fachbe-
reich Energie•Gebäude•Umwelt

• Vorreiterrolle der Gemeindeverwaltung
mit dem vorhandenen, langfristig ge-
wachsenen Know-how durch Projekte
und verbindliche kommunale Zielset-
zungen getragen durch Beschlüsse des
Gemeinderates

• Einbindung des land- und forstwirt-
schaftlichen Potenzials der Gemeinde
insbesondere zur Nutzung von Biomasse
und nachwachsenden Rohstoffen (85
Prozent landwirtschaftliche Nutzfläche)

• gezielte Ansiedlung bedeutender Ge-
werbe- und Industriebetriebe aus den
Bereichen Umwelt- und Klimaschutz
(EnviTec Biogas AG, SaerTex)

DEUTLICH WENIGER CO2

Die Erfolge sind messbar. Bis Ende 2007
sind die von der Gemeinde zu verantwor-
tenden CO2-Emissionen um 24,6 Prozent
zurückgegangen. Mehr als die Hälfte des
Strombedarfs der Gemeinde wird bereits
aus erneuerbaren Energien gedeckt. Das
kommunale Engagement wurde durch
mehrere Auszeichnungen in der Vergan-

genheit gewürdigt
(2. Platz Solarbundes-
liga NRW, Auditierung
zur European Energy
Award-Kommune).
Das im Zuge des 
NRW-Klimakommune-
wettbewerbs erarbei-
tete Integrierte Klimaschutz- und Klima-
anpassungskonzept (IKKK) der Gemeinde
baut auf dieser kommunalen Initialkraft
auf und zeigt konkret die Maßnahmen-
schritte zu einer klimaneutralen Kommu-
ne auf. Dazu wurde ein Katalog mit etwa
150 Einzelmaßnahmen in sieben verschie-
denen Handlungsfeldern sowie drei Leit-
projekten erarbeitet.
Diese Maßnahmen sind das Grundgerüst
für die Umsetzung des IKKK im Zeitraum
der Klimakommune-Förderung. Dazu zäh-
len beispielsweise Aufbau einer kommu-
nalen Energieberatung, aktive Bildungs-
arbeit (Leben lernen mit der Sonne), Auf-
bau eines Gesundheitsnetzwerks zur Be-
handlung der gesundheitlichen Folgewir-
kungen der Klimaveränderungen, diverse
Studien zur Klimafolgenabschätzung in
der Kommune, Entwicklung neuer Pflan-
zenanbaustrategien für die Landwirt-
schaft, Aufbau eines regionalen Biomas-
semanagements, Intensivierung der ener-
getischen Optimierung der kommunalen

und öffentlichen Gebäude, Entwicklung
eines kommunalen Klimaschutz-Stan-
dards für Neubauten, Aufbau einer Mar-
ketingzentrale, Intensivierung der Öffent-
lichkeitsarbeit, Aufbau eines Energie-Er-
lebnis Parks, begleitende Bürgerinforma-
tionen, Ausstellungen und vieles mehr.

LEUCHTTURMPROJEKTE DEFINIERT

Drei Leuchtturmprojekte bilden als „Erste
unter Gleichen“ wichtige Umsetzungs-
schwerpunkte:

• Saerbecker Sonnenseite - Umrüstung
und Einsparung im Bestand (Leitprojekt
1): Bei etwa 1.300 Gebäuden in der Ge-
meinde Saerbeck (Wohnen, Gewerbe,
Landwirtschaft) werden umfangreiche
Potenziale hinsichtlich der Nutzung so-

Das Integrierte Klimaschutz und Klima-
anpassungskonzept der Gemeinde Saerbeck
ist im Internet zu finden unter
http://www.saerbeck.de

Das Integrierte �
Klimaschutz- und 

Klimaanpassungskonzept
der Gemeinde Saerbeck

umfasst ein Netzwerk von
Maßnahmen

� Wenn Saerbeck alle geplanten Maßnahmen
durchführt, kann die Gemeinde bis 2030 
energieautark werden
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larthermischer und photovoltaischer
Anlagen sowie in der Umstellung der Pri-
märenergieversorgung auf nachwach-
sende Rohstoffe und durch Gebäude-
dämmung mobilisiert. Dies erfolgt auf
der Grundlage einer umfangreichen Er-
hebung mit lokalen Akteuren (Oberstu-
fenkurs Gesamtschule). Die Kopplung
der Potenzialerhebung mit einer Ener-
gie- und Förderberatung sowie ein ei-
gens aufgelegtes Förderprogramm des
lokalen Geldinstituts sichern eine zielge-
richtete Umsetzung möglichst vieler
energetischer Sanierungsmaßnahmen.

• Saerbecker Einsichten - Zukunftsenergien
transparent gemacht (Leitprojekt 2): Im
Zuge der Umrüstung der Heizzentrale des
Schulkomplexes auf nachwachsende
Rohstoffe wird auf der Grundlage eines

BHKW ein Nahwärmenetz aufgebaut, an
das weitere Gebäude sukzessive ange-
schlossen werden. Energetisch wirksame
Einzelmaßnahmen werden sinnvoll ge-
bündelt. An den einzelnen „Stationen“ ei-
nes innerörtlichen Energie-Erlebnis-Pfa-
des - etwa Neubau Pfarrheim (Nullener-
giehaus), Neubau Kindergarten (Passiv-
haus), Umrüstung Sporthallen (Solarther-
mie), Umrüstung Heizversorgung auf Bio-
masse (Holzhackschnitzel BHKW) - wer-
den die unterschiedlichen Möglichkeiten
der Energieeinsparung von der Energie-
gewinnung bis zum sinnvollen Energie-
einsatz für die Öffentlichkeit didaktisch
aufbereitet und transparent gemacht.

• Saerbecker Stoffströme - Der Kreis
schließt sich (Leitprojekt 3): Zentrales
Element ist die Mobilisierung maximaler

Viele Kommunen in Nordrhein-West-
falen haben längst erkannt, dass ih-

nen beim Klimaschutz eine bedeutende
Rolle zukommt. Die große Zahl guter Pro-
jektbeispiele überall im Land dokumen-
tiert diese erfreuliche Entwicklung. In Zu-
kunft werden die kommunalen Aktivitä-
ten zum Klimawandel allerdings über lo-
kale Einzelmaßnahmen hinaus gehen
müssen.
Es ist an der Zeit, dass in den Kommunen
umfassende Handlungskonzepte zur Kli-
mapolitik vor Ort erarbeitet werden. Be-
nötigt werden Konzepte, die sowohl die
Aktivitäten zum Klimaschutz als auch
Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel einbeziehen.
So wichtig es ist, die Minderung der Treib-
hausgasemissionen durch die Förderung
der Energieeinsparung, der Energieeffi-
zienz und der erneuerbaren Energien zu
erreichen, so notwendig ist es gleichzei-
tig, dass die Städte und Gemeinden Lö-

sungen entwickeln, wie sie künftig auf
steigende Temperaturen und zunehmen-
de Wetterextreme - Sturm, Hochwasser,
Hitze - reagieren können. In welchem Ma-
ße nordrhein-westfälische Kommunen
heute bereits durch den Klimawandel un-
mittelbar betroffen sein können, haben
das Hochwasser in Dortmund im Jahre
2008, der Zusammenbruch der Stromver-
sorgung im Westmünsterland im Jahr
2005 und insbesondere der Sturm Kyrill
im Jahre 2007 deutlich gezeigt.

FAST 60 BEWERBER

Das NRW-Umweltministerium hat im
vergangenen Jahr den Wettbewerb „Ak-
tion Klimaplus - NRW-Klimakommune
der Zukunft“ ins Leben gerufen, um so
die Verknüpfung von Klimaschutz und
Klimaanpassung in Kommunen prak-

tisch zu erproben. Nachdem sich nahezu
60 Kommunen aus dem ländlichen
Raum beworben hatten, wurden im
März 2009 die Siegerkommunen ge-
kürt: die Stadt Bocholt und die Gemein-
de Saerbeck. Die knapp 74.000 Einwoh-
ner starke Stadt Bocholt steht beispiel-
haft für ein ländlich geprägtes Mittel-
zentrum, Saerbeck mit etwas mehr als
7.000 Einwohnern für eine dörflich ge-
prägte Gemeinde.
Beide Kommunen werden nun als Mo-
dellkommunen die Umsetzung des neu-
en Ansatzes der lokalen Klimapolitik de-
monstrieren. Für die Realisierung ihrer
„Integrierten Klimaschutz- und Kli-
maanpassungskonzepte“ erhalten sie
eine Förderung von zusammen mehr als
drei Millionen Euro. Die in den Modell-
Projekten gesammelten Erfahrungen
sollen weitere Städte und Gemeinden in
Nordrhein-Westfalen zur Nachahmung
inspirieren.
Eine Verzahnung von Klimaschutz- und
Klimaanpassungsmaßnahmen in einem
umfassenden Handlungskonzept geht
über die üblichen meist sektoralen Lö-
sungen hinaus und verlangt ein inte-
griertes Denken und Handeln. Hierbei
ist nicht nur ein ressortübergreifendes
Handeln der Verwaltung gefordert, son-
dern eine Zusammenarbeit aller rele-
vanten gesellschaftlichen Akteure. l

Silke Schlegelmilch ist
Referentin im NRW-
Ministerium für Umwelt
und Naturschutz,
Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz

DIE AUTORIN

Der Wettbewerb „NRW-Klimakommune“

� Die Gemeinde Saerbeck, eine Gewinnerin des
Wettbewerbs „NRW-Klimakommune“
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� Als zentrale Koordinierungsstelle soll das 
Energiemanagement Saerbeckplus alle Aktivitäten
und Akteure unter einer „Marke“ zusammenführen
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Synergieeffekte im Bereich der Stoffströ-
me und Wertschöpfungsketten unter
Nutzung der Potenziale der Region
(Land- und Forstwirtschaft, biogene
Reststoffe). Das Leitprojekt ist eng ver-
flochten mit der Umsetzung der Agenda
21-Strategie des Kreises Steinfurt (Zu-
kunftskreis Steinfurt - energieautark
2050). In einem ersten Schritt wird dies
durch die Installation eines Wallhecken-
managers durch die Gemeinde und die
in Saerbeck ansässige Naturstoff- und
Dienstleistungszentrale Land und Forst
(NLF) umgesetzt. Dieser Ansatz wird
schrittweise durch weitere Biomasse-
cluster erweitert und in ein regionales
Biomassemanagement eingebunden.

MUNITIONSDEPOT ZUM 
BIOENERGIEPARK

Einen zentralen Stellenwert für die Umset-
zung innovativer Ver- und Entsorgungs-
konzepte auf der Basis regenerativer Ener-
gien besitzt das laufende Konversionsver-
fahren zum Munitionshauptdepot der
Bundeswehr. In diesem Zusammenhang
bildet die Entwicklung eines Bioenergie-
parks auf dem ehemaligen Bundeswehr-
gelände (rund 90 Hektar) einen weiteren
Baustein in der Umsetzung des Klima-
schutz- und Klimaanpassungskonzeptes
der Gemeinde. Die Nutzung durch die Bun-
deswehr läuft Ende des Jahre 2010 aus.
Es sind verschiedene Nutzungen von An-
passungsfeldern für die Landwirtschaft,
Energieproduktion Photovoltaik (PV),
Energieproduktion Biomasse/Biogas,
Energieproduktion Windkraft, CO2-freies
Gewerbe, Bildung/Know-how-Transfer
Gegenstand des Konzeptes. Der geplante
Mix an Anlagen zur Erzeugung von Strom
und Wärme auf der Basis nachwachsender
Rohstoffe, Biomasse sowie Sonne und
Wind bildet die „Hardware“ des Klima-
schutzkonzeptes der Gemeinde. Die Ver-
handlungen zum Erwerb der Flächen
durch die Kommune sind abgeschlossen,
die planungsrechtliche Sicherung der
künftigen Nutzung ist in Arbeit.
Eine auf der Grundlage des umfangrei-
chen Maßnahmenpakets vorgenommene
Machbarkeitsprüfung zeigt, dass es für
Saerbeck möglich ist, auf der Grundlage
der im Klimaschutzkonzept verankerten
Maßnahmen bis zum Jahre 2030 energie-
autark zu werden. Die Erarbeitung des
IKKK erfolgte durch eine interdisziplinäre
Steuerungsgruppe im Rahmen eines um-

fassenden Abstimmungsprozesses, in der
lokale Akteure und externe Fachleute in-
tensiv zusammengearbeitet haben.

BÜRGERVORSCHLÄGE WILLKOMMEN

Bestandteil der Konzepterstellung war die
Beteiligung und Einbindung der Bürger, der
lokalen Wirtschaft und der breiten Öffent-
lichkeit. Im Zuge einer Ideenbörse konnten
Bürgerinnen und Bürger Vorschläge zum
IKKK einreichen. Es wurden projektbeglei-
tend mehrere Informationsveranstaltun-
gen durchgeführt. Diese stießen auf ein für
alle Beteiligten überraschend positives
Echo und erzeugten eine große Bereit-
schaft zur Mitwirkung in weiten Teilen der
Bevölkerung sowie bei lokalen Akteuren
(Vereine, Verbände, Schule, Pfarrgemein-
den, Ärzteschaft, Gewerbe, Einzelhandel).
Damit sind wichtige Bausteine für die kurz-

fristige Umsetzung der Maßnahmen ge-
setzt.
Für eine erfolgreiche Umsetzung der Maß-
nahmen wird derzeit eine zentrale Koordi-
nierungsstelle eingerichtet,das Energiema-
nagement Saerbeckplus.Dieses stimmt Akti-
vitäten aufeinander ab,steuert zielführend,
sichert und kontrolliert Ergebnisse und
fasst diese unter einer „Marke“ zusammen.
Die begleitende Kommunikations- und
Marketingstrategie Saerbeckplus macht den
Weg zur klimaneutralen Kommune trans-
parent, erreicht eine hohe Identifikation
nach Innen wie Außen und zeigt konkret
Handlungsmöglichkeiten zum Klimaschutz
sowie zur Klimaanpassung auf.Die Gemein-
de Saerbeck soll als innovative Kommune
mit Modellcharakter wahrgenommen wer-
den, der es gelingt, mit zukunftsweisenden
Konzepten Klimaschutz und Klimaanpas-
sung erfolgreich zu praktizieren. l

Wie sind die Lebensverhältnisse
in den unterschiedlichen Re-

gionen Deutschlands? Welcher Land-
kreis hat die geringste Arbeitslosig-
keit? In welchen Regionen altert die
Bevölkerung am schnellsten? Unter
www.raumbeobachtung.de gibt es
im Internet umfassende Informationen
mit Karten, Grafiken und Tabellen zu den
regionalen Lebensbedingungen in
Deutschland. Dabei wurde das Portal
des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) im Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung
(BBR) nun um interaktive Anwendungen
erweitert. Somit stehen politischen Entscheidungsträgern, Journalisten, Lehrern, Planern und interes-
sierte Bürgern sowie Bürgerinnen anschaulich aufbereitete und rasch zugängliche Informationen etwa
für einen regionalen Standortvergleich zur Verfügung.

REGIONALE STANDORTANALYSE 
PER MAUSKLICK

Anzeige
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Wenn das Leben in einer Kommune
das vitale Geschehen ist, und wenn

die „Hardware“ - Gebäude, Architektur
und Ähnliches - die Form ausmachen,
dann gilt für die Städte in Deutschland: In
den meisten von ihnen tobt - frei nach

Georg Simmel - ein Konflikt zwischen dem
vitalen Geschehen (einerseits) und der
Form (anderseits). Denn das Bedürfnis des
einen hat die Funktionstüchtigkeit des an-
deren vielfach überdauert. Oder anders
ausgedrückt: Es gibt großen Sanierungs-
bedarf.
Kommunen gehören zu den energeti-
schen Großverbrauchern in Deutschland.
Als Betreiber von Immobilien wie Schulen,
Rathäusern oder Schwimmbädern ver-
brauchen sie überdurchschnittlich viel
Strom, Wärme und Wasser. Und damit
sind Energiekosten ein beträchtlicher

Haushaltsposten, ja sogar ein existentiel-
les Problem.
Dass gerade große Städte energetisch zu-
nehmend einem „centro storico“ - einer
liebenswerten, in einer früheren Zeit ste-
hen gebliebenen Altstadt - gleichen, hat
vor allem zwei Gründe:

• nicht ausreichendes Fachwissen über die
fortschreitenden technischen Möglich-
keiten von Outsourcing und

• Skepsis bei kommunalen Mitarbeiten,
neue Möglichkeiten der Finanzierung
und Förderung zu nutzen.

Der daraus folgende museale Charme
mancher Städte wird spätestens dann un-
praktisch, wenn Siedlungen ihre Tauglich-
keit als Funktionsräume verlieren - zum
Beispiel durch ineffiziente Beleuchtung.
Anlagen, die technisch veraltet sind, lie-
gen nicht nur dem Kämmerer schwer im
Magen, sie sind bisweilen auch ein Sicher-
heitsrisiko.
In dieser Gemengelage, in diesem Konflikt
zwischen So-Sein und Sein-Sollen ist es
Aufgabe der EnergieAgentur.NRW, durch
Beratung und Weiterbildung neue Hand-
lungsoptionen zu erschließen - sprich: in
vielen Fällen die Handlungsfähigkeit zu-
rückzugewinnen.

HANDLUNGSFELD BELEUCHTUNG

Beleuchtung ist dabei ein Paradebeispiel für
die Veränderung der technischen Rah-
menbedingungen. Nach der Erfindung der
Glühbirne hat sich die Welt über Dekaden
praktisch auf dieser Errungenschaft zur
Ruhe gesetzt, bevor Umweltproblematik
und steigende Energiepreise die Entwick-
lung von Alternativen forcierte. Inzwi-
schen sorgen Schlagworte - Vorschaltge-
räte, tagelichtabhängige Steuerung, Ak-
zent- oder Zonenlicht, Reflektorlampen,
Stecksockellampen - wiederum für Ver-
wirrung.
Fakt ist: Die Beleuchtung in kommunalen
Liegenschaften macht mitunter bis zu 30
Prozent des Gesamtenergieverbrauchs
aus. Denn nur fünf Prozent des Stroms,
den zum Beispiel eine Standard-Halogen-
lampe oder eine Glühlampe benötigt,
wird tatsächlich zu Licht. Die übrigen 95
Prozent werden in Wärme umgewandelt -
ein verheerend schlechter Wirkungsgrad.
Der Sanierungsbedarf in praktisch allen
Bereichen der Beleuchtung ist immens.
Nach Schätzungen des Fachverbandes

Die EnergieAgentur.NRW unterstützt Kommunen bei der Aufgabe,
Energieversorgung und Energienutzung zu optimieren und somit
Bürgern und Bürgerinnen ein Beispiel zu geben

Mit Starthilfe aus der
„Energieklemme“   

� Die EnergieAgentur.NRW berät Kommunen beispielsweise zu energie- und kostensparender 
Straßenbeleuchtung

Thomas Reisz ist
Pressereferent der 
EnergieAgentur.NRW
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Elektroleuchten und Elektrische Lampen
werden in 50 Prozent der deutschen Kom-
munen noch Straßenbeleuchtungen be-
trieben, die auf dem technischen Stand
der 1960er-Jahre sind. Nur drei Prozent der
Effizienz-„Oldtimer“ werden jährlich er-
setzt.
Das deutschlandweite Einsparpotenzial
wird auf 2,7 Milliarden Kilowattstunden
oder rund 400 Millionen Euro geschätzt.
Alternativen sind technisch ausgereift
und im Einsatz bewährt. Längst sind zu
dimmende Systeme durch Spannungsab-
senkung - in Mechernich, Hagen oder Ber-
lin - im Einsatz. Dabei wird in Nachtpha-
sen mit geringem Verkehrsaufkommen
die Helligkeit unmerklich, der Stromver-
brauch aber spürbar reduziert werden.

SPAREN DURCH LEUCHTDIODEN

In Düsseldorf werden inzwischen an zwei
Standorten in Pilotprojekten Lumineszens-
oder Leuchtdioden (LED) zur Straßenbe-
leuchtung eingesetzt. Nach ersten Erfah-
rungen bringen LED gegenüber DIN-gerech-
ten Beleuchtungen auf Gas-Basis eine Ein-
sparung von rund 1.800 Euro pro Jahr und
Straßenzug.
In diesem Zusammenhang ist die Energie-
Agentur.NRW ein möglicher Partner der
Kommune, der unentgeltlich vor Ort berät

oder - im Rahmen von Tagun-
gen oder In-House-Schulun-
gen - weiterbildet. So waren
die Wuppertaler Ingenieure
beteiligt am Beleuchtungs-
Contracting in der Stadt Me-
chernich. Seit 2005 muss sich
der Eifel-Ort seinen Haushalt
von der Bezirksregierung ge-
nehmigen lassen. Das struk-
turelle Defizit betrug rund 2,5
Millionen Euro pro Jahr.
Vor diesem Hintergrund wur-
de nach Möglichkeiten ge-
sucht, die Kostenbelastung
zu reduzieren. Die Sanierung
der Beleuchtung in einem
Schulzentrum gewann durch
die Möglichkeit externer Fi-
nanzierung durch einen Con-
tractor wirtschaftlich an At-
traktivität. Daraufhin wurden sämtliche Be-
leuchtungseinrichtungen in den Schulen
der Stadt gegen energiesparende Modelle
ausgetauscht und Präsenzmelder instal-
liert.

CONTRACTING IN MECHERNICH

Der Kämmerer spart nach der Sanierung per
anno rund 49.000 Euro Stromkosten. Zu-
dem spart Mechernich jährlich rund 6.000
Euro, weil der Contractor die Wartungs- 
und Reparaturarbeiten übernimmt. Die
Kommune wurde durch die EnergieAgen-
tur.NRW auf die Finanzierungsform Con-
tracting aufmerksam gemacht und an-
schließend während der Projekt-Planung
sowie -Umsetzung beratend begleitet. In-
zwischen ist Mechernich für die Beleuch-
tungssanierung von der EU-Kommission
mit der Greenlight-Plakette ausgezeichnet
worden.
Zunehmend setzen sich Projekte der de-
zentralen Energieversorgung durch. Mit
Hilfe der EnergieAgentur.NRW wurde das
Hallenbad im Bonner Ortsteil Beuel als eu-
ropaweit erstes Energieliefer-Contracting
für ein öffentliches Schwimmbad ausge-
schrieben. Die Heizzentrale war 35 Jahre
alt und musste mit der gleichaltrigen Lüf-
tungsanlage saniert werden. Eine städti-
sche Lösung in Eigenregie auf der Grundla-
ge einer Sanierung mit städtischen Mit-

teln wurde aufgrund knapper Kassen nicht
weiterverfolgt.
Als siegreichem Wettbewerber wurde der
Fernwärmeversorgung Niederrhein GmbH
aus Dinslaken der Zuschlag erteilt. Ende April
2006 wurden durch den Contractor die alten
Anlagen demontiert, die neue Heizzentrale
mit Blockheizkraftwerk (BHKW) sowie die
Lüftungsanlage installiert und im Mai 2006 in
Betrieb genommen. Gemäß den Regelungen
des 20 Jahre laufenden Wärmelieferungsver-
trages wird der BHKW-Strom in das örtliche
Stromnetz eingespeist. Bei Auslaufen der ge-
setzlich geregelten Einspeisevergütung wird
die Stadt den KWK-Strom abnehmen.

WÄRME AUS BIOGAS

Die EnergieAgentur.NRW beteiligt sich zu-
dem an der Moderation neuer Allianzen zur
effizienten Energieversorgung. Im Kreis
Steinfurt werden öffentliche Einrichtungen
mit Wärme aus Biogas versorgt. Das Projekt
ist mehrfach bemerkenswert. Außerge-
wöhnlich ist zum einen die technische Um-
setzung. Die Bioenergie Steinfurt GmbH &
Co. KG in Steinfurt-Hollich reinigt das Bio-
gas von Schwefelanteilen und sonstigen
Schadstoffen, speichert überschüssiges
Gas, trocknet und verdichtet das Biogas,
damit es dann ohne Wärmeverlust über 3,6
Kilometer zur „Wärmeinsel Kreishaus“ trans-
portiert werden kann.

Auch historische � 
Straßenlaternen können 
mit Energiesparlampen 

betrieben werden

ENERGIEKONZEPT
FÜR RECYCLING-
INDUSTRIE
Die Recyclingindustrie könnte bis zu 15
Prozent ihrer Energiekosten einsparen. Zu
diesem Ergebnis kommt die EnergieAgen-
tur.NRW in ihrem Energiekonzept für die
Recyclingbranche. Eine Verringerung des
Energieeinsatzes sei vor allem durch tech-
nische Verbesserungen möglich. Wärme,
die bei der Verdichtung des Öls in hydrau-
lischen Antrieben entsteht, könne zur Hei-
zung der Arbeitsräume oder zum Vorwär-
men von Einsatz- und Hilfsstoffen verwen-
det werden.Auch bei der sensorgestützten
Sortierung von Abfällen sei Einsparpoten-
zial vorhanden. So betrage der Druckluft-
stoß, mit dem Abfallbestandteile aus dem
Stoffstrom „herausgeschossen“ werden,
bis zu acht bar. Jedoch ließen sich auch bei
geringerem Druck die Bestandteile aussor-
tieren.

ZU
R 

SA
CH

E

Stgerat_innen_neu  24.04.2009  12:43 Uhr  Seite 13



14 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 5/2009

THEMA ENERGIEVERSORGUNG

Die dort bei der Stromerzeugung anfallen-
de Wärme wird an den Kreis Steinfurt ver-
kauft, um damit das Kreishaus, das Gebäu-
de der Wirtschaftsförderung, das Gesund-
heitsamt, eine Schule mit Sporthalle und
ein Altenwohnheim zu beheizen. Außerge-
wöhnlich ist zudem die Finanzierung durch
örtliche Landwirte, die sich zu einer Betrei-
bergesellschaft zusammengeschlossen ha-
ben.
Außergewöhnlich ist schließlich die Ge-
schichte des Projekts, dessen Umsetzung
durch die jahrelange Arbeit des Agenda-21-
Arbeitskreises,der sich intensiv mit Energie-
gewinnung aus Biogas befasst, vorbereitet
wurde. Aus dem Agenda-21-Prozess heraus
hat sich im Jahr 2002 eine Standortoffensi-
ve für erneuerbare Energien entwickelt. Be-
standteil dieser Offensive sind unter ande-
rem regelmäßige Treffen der Arbeitsge-
meinschaft Biogas.

REGELMÄßIGE TREFFEN

Hier tauschen Landwirte,Vertreter regiona-
ler Unternehmen und Ingenieurbüros, Ver-
treter aus Wissenschaft und Forschung so-
wie Vertreter der zuständigen Behörden Er-
fahrungen aus und entwickeln innovative
Projekte. Neben der Fachhochschule Stein-
furt ist auch die EnergieAgentur.NRW als
Fachgremium mit einem Ingenieur in die-
sem Agenda-Kreis vertreten. Inzwischen
werden allein im Kreis Steinfurt rund 20
Biogasanlagen mit rund 15 Megawatt Leis-
tung, deren Projektierungen auf den Ar-
beitskreis zurückgehen, betrieben.
Die Stadt Soest hat 2003 eine neue energie-
effiziente Sporthalle in Betrieb genommen.
Die Warmwasserbereitung erfolgt über So-
larthermie, die Beleuchtung wird in Abhän-
gigkeit vom Tageslicht gesteuert. Und die
Dachfläche wird über 20 Jahre an eine priva-
te Betreibergesellschaft, die dort eine Pho-
tovoltaik-Anlage installiert hat, verpachtet.
Die EnergieAgentur.NRW prämierte das
Projekt 2005 mit der „Solarauszeichnung
NRW“.
Die „città ideale“ - optimierte Stadt nach
dem Konzept des italienischen Künstlers
Leonardo da Vinci - ist also nicht bloß ästhe-
tisch stringent.Sie ist - nicht nur,weil es sich
reimt - vor allem energieeffizient. Oder pro-
faner gesagt: Die Erfahrung zeigt, dass sich
Gewerbeflächen deutlich leichter besetzen
lassen, wenn Kommunen eine moderne
energetische Infrastruktur anbieten kön-
nen. Energieeffizienz ist ein Wettbewerbs-
vorteil. l

Immer mehr Städte und Gemeinden ver-
folgen das Ziel,die örtliche Energieversor-

gung auf heimische erneuerbare Energien
umzustellen. Dabei geht es ihnen neben Kli-
maschutz um die nachhaltige Sicherung des
Wohlstands ihrer Einwohner. Um diese Auf-
gabe der Daseinsvorsorge zu erfüllen, wer-
den vielerorts die Fähigkeiten von Stadt- und
Gemeindewerken mobilisiert. Welchen Bei-
trag können und dürfen Bebauungspläne
leisten?
Vor Jahren galten energieautonome Sied-
lungen noch als utopisch. Heute sind die nö-
tigen Technologien ausgereift und wirt-
schaftlich preiswürdig. Nordrhein-Westfa-

len hat mit dem Programm „100 Solarsied-
lungen“ früh den Praxistest gewagt und
sammelt dabei wertvolle Erfahrungen.
Grundvoraussetzung für energieautonome
Siedlungen sind planerische Konzepte, die
einen möglichst geringen Energiebedarf
hervorrufen.2 In der Folge stellt sich die Fra-
ge, welche baurechtlichen Möglichkeiten es
gibt, den reduzierten Energiebedarf durch
erneuerbare Energien - insbesondere Solar-
energie - zu decken.

KOMMUNALE SOLARSATZUNGEN

Kommunale Solarsatzungen enthalten Ge-
botsnormen über den Einsatz der Solarener-
gie in Gebäuden und eröffnen im Idealfall

Bebauungspläne können in begrenztem Umfang als Instrument
dienen für die Förderung einer örtlichen Energieversorgung, die
ausschließlich auf erneuerbare Energien gründet1

Sonnennutzung als
Pflicht für Häuslebauer   

Fabio Longo ist Rechtsanwalt
in der Wirtschafts- und 
Kommunalkanzlei Kleymann
& Karpenstein & Partner
(KKP) in Wetzlar 
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1 Der Aufsatz ist eine überarbeitete Fassung eines Vortrags
auf der IfR-Fachtagung „Rekommunalisierung der Energie-
versorgung - Erneuerbare Energien und Planungsrecht“ am
25. Februar 2009 im Landtag NRW (Düsseldorf).
2 Praxisorientiert: Denny/Spangenberger, Planung einer So-
larsiedlung, Bundesbaublatt (BBB) Heft 5/2001, S. 20 ff.
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Spielräume für rationelle Energieversor-
gungskonzepte von Gebäuden und Ortstei-
len. Dieser Begriff wird auch auf Bebauungs-
pläne angewendet,weil diese nach § 10 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung be-
schlossen werden.Erstmalig in Europa hat die
Stadt Barcelona eine Solarsatzung eingeführt
(Ordenanza Solar 2000). Parallel dazu ist in
der hessischen Stadt Vellmar ein vergleichba-
res Vertragsmodell auf den Weg gebracht
worden (Städtebaulicher Vertrag für klima-
und umweltschonendes Bauen 2001). 3

In Hamburg sind Installationspflichten auf-
grund von Solarverordnungen nach dem dor-
tigen Klimaschutzgesetz in Bebauungsplä-
nen enthalten (neue Hafen-City 2004)4. Die
erste kommunale Solarsatzung für ein ge-
samtes Stadtgebiet hat in Deutschland die
Stadt Marburg für Neubauten und Gebäude-
bestand als örtliche Bauvorschrift beschlos-
sen.5 In den vergangenen Jahren haben Bun-
des- und Landesgesetzgeber das Modell der
Solarsatzung in Teilen übernommen. Als ers-
tes Bundesland hat Baden-Württemberg ein
Landesgesetz erlassen, das Installations-
pflichten auch für den Gebäudebestand vor-
sieht (EWärmeG - 2008).
Im Bund ist ein solches Gesetz ausschließlich
für Neubauten in Kraft getreten (EEWärmeG
- 2009). Der Spielraum für Solarfestsetzun-
gen in Bebauungsplänen ist aber auch im
Neubaubereich erhalten geblieben, da der
Bundesgesetzgeber die entsprechende Be-
fugnisnorm beibehalten hat. Aus dem Fest-
setzungskatalog des § 9 Abs. 1 BauGB kommt
die Nr.23 Buchst.b) für Solarfestsetzungen im
Bebauungsplan in Betracht.Jede Festsetzung
in Bebauungsplänen muss zunächst „aus
städtebaulichen Gründen“ erfolgen. Darüber
hinaus müssen die Voraussetzungen der Nr.
23 Buchst. b) vorliegen.

STÄDTEBAULICHE GRÜNDE NÖTIG?

Nach einer verbreiteten Herangehensweise
wird vorausgesetzt, dass erneuerbare Ener-
gien ausschließlich dem Gemeinwohlbe-
lang des globalen Klimaschutzes dienen
würden (vgl. § 1 Abs. 5 S. 2,Abs. 6 Nr. 7 Buchst.
a) BauGB). Daher wird häufig zwingend für
erforderlich gehalten, dass der globale Kli-
maschutz ein städtebaulicher Grund sein
muss.6 Dies ist eine verkürzte Sichtweise.
Denn mit dem Einsatz erneuerbarer Ener-
gien zum Aufbau einer neuen örtlichen

Energieversorgung
werden neben dem
Klimaschutz wirt-
schaftliche und soziale
Zielsetzungen ver-
folgt:

• Nachhaltige Siche-
rung der Energiever-
sorgung durch die
Ersetzung endlicher
durch unerschöpfli-
che erneuerbare
Energieträger,

• langfristige Bezahl-
barkeit der Energieversorgung in Gebäu-
den durch Stabilität der Energiepreise,
weil Investitionskosten in Solaranlagen
kalkulierbar sind und die solare Strah-
lungsenergie im Gegensatz zu Erdöl, Erd-
gas, Kohle und Uran kostenlos ist,

• Aufbau lokaler Wertschöpfung durch die
Ersetzung von Importenergieträgern
durch heimische erneuerbare Energien,

• Schaffung neuer Beschäftigung im Zuge
des Aufbaus heimischer Energieprodukti-
on im Handwerk und in der mittelständi-
schen Industrie,

• Ermöglichung wirtschaftlicher Teilhabe
durch die breite Eigentümerstreuung der
neuen Anlagen zur Nutzung erneuerbarer
Energien,

• Lokale Bindung des Kapitals durch ver-
stärkte Investition in dezentrale Anlagen
und gleichzeitig Rückführung der Ausga-
ben für fossile Importenergieträger.

Diese Zielsetzungen müssen die Städte
und Gemeinden in ihrer Bauleitplanung
auf einen gesetzlichen städtebaulichen
Grund zurückführen (§ 1 Abs. 5 und 6
BauGB), wobei hier insbesondere die Be-
lange der Wirtschaft betrachtet werden
sollen (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB). Diese er-
möglichen es den Gemeinden, Zielsetzun-
gen der Steigerung der lokalen Wertschöp-
fung und der örtlichen Daseinsvorsorge zu
verfolgen.

AUCH WIRTSCHAFT RELEVANT

So gehören die Belange der „Wirtschaft,auch
ihrer mittelständischen Struktur…“ (Buchst.
a) ebenso zum kommunalen Aufgabenspek-
trum wie die „Erhaltung, Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen“ (Buchst.c) und
die „Versorgung, insbesondere mit Energie
und Wasser“ (Buchst. e). Diese Belange sind
nicht nur für die Ausweisung von Standorten

� Immer mehr Kommunen machen bei 
Neubauten die Installation von Solaranlagen  
zur Pflicht

3 Zum hier nicht näher behandelten Instrument des städte-
baulichen Vertrags siehe Krautzberger, DVBl. 2008, S. 737 ff.;
Klinski/Longo, ZNER 2007, S. 41 (44 f.).
4 Zum Ganzen näher Longo/Rogall,Baupflichten für Solaran-
lagen, Deutsche Bauzeitschrift (DBZ) Heft 2/2004, S. 78 f.
5 Befugnisnorm für die Marburger Solarsatzung ist § 81 Abs.
2 Hessische Bauordnung. Das Regierungspräsidium Gießen
hat diesen Satzungsbeschluss kommunalaufsichtlich bean-
standet, wogegen die Stadt Marburg vor dem Verwaltungs-
gericht Gießen klagt. Im juristischen Schrifttum liegen meh-
rere Stellungnahmen vor, die eine Solarsatzung nach dem
Marburger Modell für zulässig erachten: Böhm, in: Jahrbuch
des Umwelt- und Technikrechts 2009, im Erscheinen; Klin-
ski/Longo, ZNER 2007, S. 41 (46 f.); Ekardt/Schmitz/Schmidt-
ke, ZNER 2008, S. 334 (340 f.); Zeiss/Longo, UPR 1998, S. 217
(218 ff.); andere Auffassung: Pollmann/Reimer/Walter, LKRZ
2008, S. 251 (252 ff.).
6 Auf der Seite der Befürworter des globalen Klimaschutzes
als städtebaulichen Grund siehe nur Koch,Die Verwaltung 37
(2004), S. 537 (541 ff.); auf der Seite der Gegner siehe nur Jä-
de, in: Jäde/Dirnberger/Weiß (Hg.), BauGB, § 9 Rn. 65, 70.

� Mit einem neuen Programm „Solare Stadt“ 
könnten vermehrt auch ältere Gebäude energetisch
optimiert werden
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zur wirtschaftlichen Betätigung - etwa Ge-
werbebetriebe - von Bedeutung, sondern
auch im Hinblick auf gebäudebezogene Fest-
setzungen innerhalb eines Plangebiets, mit
denen bestimmte wirtschaftliche Ziele er-
reicht werden sollen.
Zusätzlich kann die Gemeinde eine Solarfest-
setzung auf den städtebaulichen Belang der
„Nutzung erneuerbarer Energien“ stützen (§
1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f) BauGB). Es kommt da-
her nicht allein darauf an, ob der globale Kli-
maschutz ein eigenständiger städtebaulicher
Grund ist.
Die hier vorgenommene integrierte Sicht-
weise sozialer,wirtschaftlicher und ökologi-
scher Belange ist wegen der Gewährleis-
tung einer „nachhaltigen städtebaulichen
Entwicklung“ als Oberziel der Bauleitpla-
nung nicht nur gerechtfertigt,sondern auch
geboten. Denn das Leitbild der Bauleitpla-
nung besteht darin, die „sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschützenden An-
forderungen auch in Verantwortung gegen-
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über künftigen Generationen miteinander
in Einklang“ zu bringen (§ 1 Abs. 5 S. 1
BauGB). Energieautonome Siedlungen, die
durch heimische erneuerbare Energien ver-
sorgt werden, entsprechen diesem Leitbild.
Solarfestsetzungen in Bebauungsplänen
können sich daher auf städtebauliche Grün-
de stützen.

FESTSETZUNG EINER SOLARPFLICHT

Neben der allgemeinen städtebaulichen
Rechtfertigung muss die Befugnisnorm des §
9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. b) BauGB den Erlass ei-
ner Festsetzung für den verbindlichen Einsatz
der Solarenergie erlauben. Nach dieser kön-
nen im Bebauungsplan festgesetzt werden:
„Gebiete, in denen…bei der Errichtung von
Gebäuden bestimmte bauliche Maßnahmen
für den Einsatz erneuerbarer Energien wie
insbesondere Solarenergie getroffen werden
müssen“.
Da keine Rechtsprechung zur Reichweite die-
ser Befugnisnorm vorliegt und ihre Ausle-
gung in der juristischen Literatur umstritten
ist,7 bewegen sich Vorreiter-Kommunen nicht
in einem gerichtsfesten Rahmen.Solche Städ-
te und Gemeinden sind deshalb gut beraten,

ganze Gebäudeteile neu errichtet werden -
etwa die vollständige Sanierung des Daches.

• Bei Bebauungsplänen für Neubaugebiete
ist darauf zu achten, dass keine wider-
sprüchlichen Regelungen zum Erneuerba-
re-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)
des Bundes enthalten sind und die Förder-
bestimmungen des Marktanreizpro-
gramms des Bundes (MAP) sowie des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) opti-
mal greifen können.

„SOLARE STADT“ INS BAUGESETZBUCH

Wegen der besonderen Bedeutung der
energetischen Umgestaltung des Gebäude-
bestandes ist es an der Zeit, ein neues Pro-
gramm „Solare Stadt“ in die Städtebauför-
derung des Bundes und in das besondere
Städtebaurecht des BauGB einzuführen -
beispielsweise als § 171 f BauGB „Solare
Stadt“ verbunden mit § 164 a BauGB. Dabei
kann an das bestehende Sanierungs- und
Stadtumbaurecht angeknüpft werden, das
sich schon heute für einige energetische
Maßnahmen eignet.
Hauptzweck der „Solaren Stadt“ sollte es sein,
Stadtteile mit einem besonders hohen Ener-
giebedarf im Gebäudebestand energetisch zu
sanieren und zu optimieren.Zum Leitbild soll-
te das Energie-Gewinn-Haus werden, das
mindestens so viel Energie selbst erzeugt,wie
es verbraucht. Die Solarenergie ist dabei die
wichtigste Energiequelle, weil sie unmittel-
bar am Gebäude aufgefangen und darin ge-
nutzt werden kann.
Die besonderen Städtebauförderungsmit-
tel des Bundes sollten nicht dazu eingesetzt
werden, Solaranlagen extra zu fördern. Dies
geschieht hinreichend durch EEG und MAP.
Sie sollten darauf gerichtet werden, die So-
larenergie in das bestehende Energiesys-
tem des Gebäudes oder des Stadtteils zu in-
tegrieren, Zielkonflikte zu lösen - etwa zwi-
schen Denkmalschutz und Solarenergie -
sowie Beteiligungsprozesse mit Eigentü-
mern und Bewohnern zu fördern, zum Bei-
spiel durch einen Masterplan Energie. l

Kontakt:
f.longo@kleymann.com

7 Siehe dazu: Schmidt, NVwZ 2006, S. 1354 (1359 f.);
Klinski/Longo, ZNER 2007, S. 41 (43 f.);
Ekardt/Schmitz/Schmidtke, ZNER 2008, S. 334 (336 ff.) alle
mit weiteren Nachweisen.
8 Hierunter fallen nicht die südorientierte Ausrichtung der
Gebäudehauptfassade (Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2
BauGB) und die geeignete Neigung der Dachflächen (Rechts-
grundlage: Baugestaltungsrecht der Länder).

neben der bestimmten Formulierung der So-
larfestsetzungen auch eine rechtliche Be-
gründung vorzulegen, um das nötige Abwä-
gungsmaterial ermitteln zu können und es
richtig zu bewerten.Folgende Inhalte können
von Vorreiter-Kommunen für eine neue örtli-
che Energieversorgung im Bebauungsplan
festgesetzt werden (umstritten):

• Alle Vorkehrungen baulicher Art,welche die
Errichtung oder Anbringung von Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien entweder
direkt vorsehen oder deren Nutzung vorbe-
reiten, erleichtern, begünstigen oder beglei-
ten.8

• Im Hinblick auf Solarenergie sind Installati-
onspflichten von Solarwärme- und Solar-
stromanlagen möglich (verbindliche aktive
Solarenergienutzung).

• Zudem sind spezielle bauliche Vorkehrun-
gen für die Nutzung passiver Solarenergie
zu Heizungszwecken möglich,beispielswei-
se Vorgaben für den Bau von Wintergärten.

• Wegen der Begrenzung auf bauliche Maß-
nahmen „bei der Errichtung von Gebäuden“
sind Installationspflichten nur bei Neubau-
ten zulässig. Hierunter können auch we-
sentliche Umbauten gefasst werden, wenn
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Konzessionsverträge, die Anfang der
1990er-Jahre von vielen Städten und

Gemeinden mit einer in der Regel zwanzig-
jährigen Laufzeit abgeschlossen worden
sind, laufen in den kommenden Jahren aus.
Neukonzessionierungen haben wiederum
regelmäßig eine Laufzeit von 20 Jahren -
mit der Folge, dass die Konzessionsvergabe
eine langfristige Weichenstellung für die
Kommunen bedeutet.
Vor Ort stellt sich dann häufig nicht nur die
Frage, welche Vorgaben für eine rechtssi-
chere Neukonzessionierung zu beachten
sind, sondern auch die grundsätzliche Fra-
ge, ob statt einer Konzessionsvergabe eine

Rekommunalisierung des Energieversor-
gungsnetzes erfolgen soll. Im Folgenden
geht es aber schwerpunktmäßig um die
Vorgaben für die Neukonzessionierung.
Nach § 46 Abs.3 Satz 2 Energiewirtschaftsge-
setz (EnWG) haben die Gemeinden spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf von Konzessions-
verträgen das Vertragsende öffentlich be-
kannt zu machen. Mit dieser Regelung will
der Gesetzgeber sicherstellen, dass die Neu-
konzessionierung nicht am Wettbewerb vor-
beiläuft.Des Weiteren stellt der Gesetzgeber
- im Gegensatz zu § 13 Abs. 3 Satz 1 EnWG
1998 - ausdrücklich klar,dass die Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger oder im elektroni-
schen Bundesanzeiger zu erfolgen hat.

BEKANNTMACHUNG EU-WEIT 

Sind an das Versorgungsnetz im Gemeinde-
gebiet mehr als 100.000 Kunden unmittel-
bar oder mittelbar angeschlossen,hat die Be-
kanntmachung nach § 46 Abs.3 Satz 2 EnWG
zusätzlich im Amtsblatt der Europäischen

Union zu erfolgen. § 46 Abs. 3 EnWG sieht ei-
ne doppelte Bekanntmachungspflicht vor.
Diese besteht zum einen im Fall des regulä-
ren Auslaufens des Konzessionsvertrags oder
der vorzeitigen Verlängerung und zum ande-
ren für den Fall,dass sich mehrere Unterneh-
men beworben haben und die Kommune ei-
ne Auswahlentscheidung treffen musste.
Das Gesetz sagt nicht, wann eine Bekannt-
machung frühestens erfolgen kann. Im Er-
gebnis sollte eine frühzeitige Bekanntma-
chung nicht dazu führen, dass das Interesse
potenzieller Bewerber gering ist, Angebote
abzugeben. Für den Fall der vorzeitigen Ver-
längerung können neue Konzessionsverträ-
ge nach § 46 Abs. 3 Satz 4 EnWG frühestens
drei Monate nach der Bekanntgabe der vor-
zeitigen Beendigung geschlossen werden.
Werden die Bekanntmachungspflichten vor
Abschluss eines neuen Konzessionsvertrags
verletzt, trifft dies die Kommune und nicht
den Energieversorger.So hat das Oberlandes-
gericht (OLG) Düsseldorf in einer Entschei-
dung vom 12. März 2008 - VI - 2 U (Krt) 8/07
entschieden,dass ein ohne Bekanntmachung
geschlossener Konzessionsvertrag nichtig ist.
Zur Begründung weist das Gericht darauf hin,
dass der Zweck des Gesetzes in der „Ermögli-
chung des Wettbewerbs durch Dritte“ be-
steht. Dazu muss, so das Gericht weiter, zu-
mindest ansatzweise ein Wettbewerb beim
Neuabschluss von Nutzungsverträgen er-
möglicht werden. Erforderlich sei, dass inte-
ressierte Unternehmen konkurrierende An-
gebote abgeben können und dies auch be-
kannt ist (StGB NRW-Mitteilung 449/2008).

WETTBEWERB AUSGESCHLOSSEN? 

Nach der Entscheidung des OLG Düsseldorf
bleibt offen, wie die Sachlage zu beurteilen
ist, wenn trotz fehlender oder verspäteter
Bekanntmachung ein Wettbewerb nicht
von vornherein ausgeschlossen war. Dies
betrifft beispielsweise den Fall, dass Unter-
nehmen trotz fehlender Bekanntmachung
vom Auslaufen des Vertrags wissen und
konkurrierende Angebote abgeben können.
Nach der Argumentation des OLG Düssel-
dorf müsste jedenfalls dann nicht mit der
Nichtigkeit des Vertrags gerechnet werden,
wenn die Kommune dieses Angebot in ihre
Prüfung einbezieht. Denn in diesem Fall
wird ein „Wettbewerb durch Dritte“ grund-
sätzlich möglich.

Bei Abschluss eines neuen Konzessionsvertrages müssen 
Kommunen, um ihre wirtschaftlichen Interessen zu wahren, viele
Regeln beachten - auch mit Blick auf eine Stromnetz-Übernahme

Durchleitungsrecht
optimal vermarkten

Annette Brandt-Schwabe-
dissen ist Hauptreferentin 
für kommunale Wirtschaft
beim Städte- und Gemeinde-
bund NRW
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� Ein Großteil der Konzessionsverträge zwischen
Kommunen und Energieversorgern läuft in den
kommenden Jahren aus
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REGELN FÜR KONZESSIONSABGABE

Bei den Konzessionsabgaben, die für viele
Städte und Gemeinden eine bedeutende
Einnahmequelle bedeuten, handelt es sich
um privatrechtliche Entgelte, die ihre
Rechtsgrundlage im jeweiligen Konzessi-
onsvertrag finden. Die Konzessionsabga-
benverordnung begrenzt als preisrechtliche
Verordnung den Handlungsspielraum der
Vertragsparteien bei der Ausgestaltung des
Konzessionsvertrags.
In dem neu abzuschließenden Konzessions-
vertrag sollte ausdrücklich die Zahlung der
gesetzlich höchstzulässigen Konzessionsab-
gabe und die kumulative Anwendung der
Kriterien für die Abgrenzung von Sonderver-
trags- und Tarifkunden nach § 2 Abs. 7 KAV
festgeschrieben werden. Des Weiteren sollte
vereinbart werden, dass Lieferungen Dritter
im Wege der Durchleitung von Strom und
Gas an Endverbraucher ebenfalls der Konzes-
sionsabgabe zu unterwerfen sind,wie sie die
Konzessionsnehmerin an die Gemeinde zu
entrichten hat.In diesem Zusammenhang ist
auf zwei Probleme hinzuweisen:

• In Altverträgen oder laufenden Konzessi-
onsverträgen fehlt in etlichen Fällen eine
Regelung zur Zahlung der Konzessionsab-
gabe an die Kommune für den Fall, dass
Dritte Energie an Endkunden im Gemein-
degebiet liefern. Bislang gab es zu diesem
Fall eine abgestimmte Bund-Länder-Auf-
fassung, dass die Konzessionsabgaben-
zahlungen von kommunalen Unterneh-
men an ihre kommunalen Gesellschafter
steuerrechtlich als verdeckte Gewinnaus-
schüttung zu werten sind.
Nunmehr hatte das Bundesfinanzminis-
terium in einem Schreiben vom Februar
2009 (StGB NRW-Mitteilung  192/2009)
verdeutlicht, dass bei der Zahlung von
Konzessionsabgaben auf durchgeleiteten
Strom nicht mehr zwingend von einer ver-
deckten Gewinnausschüttung zugunsten
der Gesellschaftergemeinde auszugehen
ist, wenn die Zahlung nicht auf einer aus-
drücklichen konzessionsvertraglichen Re-
gelung beruht. Anhand der Umstände des
jeweiligen Einzelfalls sei zu prüfen, ob die
Durchleitungsfälle vom Vertragsinhalt
umfasst sind oder nicht.

• Nach § 2 Abs. 6 Satz 1 Konzessionsabga-
benverordnung (KAV) können Konzessi-
onsabgaben für Lieferungen von Dritten
im Wege der Durchleitung an Endverbrau-
cher bis zu der Höhe vereinbart oder ge-
zahlt werden, wie sie der Netzbetreiber in

vergleichbaren Fällen für Lieferungen sei-
nes Unternehmens oder durch verbunde-
ne oder assoziierte Unternehmen in die-
sem Konzessionsgebiet zu zahlen hat. Re-
gelungszweck dieser Vorschrift ist, dass so
genannte Tarifkunden auch nach einem
Lieferantenwechsel ihre Tarifkundenei-
genschaft behalten.
Dies ist für die Städte und Gemeinden von
erheblicher Bedeutung, da die auf Tarif-
kunden entfallene Konzessionsabgabe
deutlich höher ist als die für so genannte
Sondervertragskunden. Das Bundeskar-
tellamt steht offensichtlich auf dem
Standpunkt, dass für Lieferungen von
Drittanbietern stets nur die geringere Son-
dervertragskunden-Konzessionsabgabe
zu zahlen ist, und geht gegen Gasnetzbe-
treiber vor,die von Drittanbietern eine ver-
meintlich zu hohe Konzessionsabgabe
verlangen.
Die Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände hat sich im Februar 2009
an das Bundeswirtschaftsministerium ge-
wandt und auf die Auswirkungen des Vor-
gehens des Kartellamts auf das Konzessi-
onsabgabenaufkommen hingewiesen. Es
wurde deutlich gemacht, dass der Auffas-
sung des Bundeskartellamts die fehlerhaf-
te rechtliche Einordnung zugrunde liegt,
dass nach der Kommunalabgabenverord-
nung (KAV) alle Kunden, die nicht vom so
genannten Grundversorger (i. S. v. § 1 Abs.
3 KAV i. V. m. § 36 EnWG) beliefert werden,
Sondervertragskunden sind und für sie
nur die niedrige Sondervertragskunden-
Konzessionsabgabe zu zahlen ist. Letztlich
ist dieses Problem darauf zurückzuführen,
dass für den Gasbereich eine dem § 2 Abs.
7 KAV vergleichbare Regelung (Strombe-
reichs) fehlt. Für Gasunternehmen gibt es
nach wie vor keine verbindliche Regelung,
welche Kunden als Sondervertragskunden
im Sinne der KAV einzustufen sind.

PROBLEM ENDSCHAFTSREGELUNG

Ein potenzieller Streitpunkt bei der Über-
nahme von Versorgungsnetzen ist die Frage,
ob der bisherige Netzinhaber dieses nur
pachtweise überlassen oder aber veräußern
muss, da § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG nur von
„überlassen“ spricht. Der Kartellsenat des
OLG Frankfurt hat - im Gegensatz zum Urteil
des Kartellsenats des OLG Schleswig vom
10.01.2006 (6 U Kart 58/05) - bei seiner Ent-
scheidung vom 29.01.2008 - II U 20/07 (Kart)
und II U 19/07 (Kart) - ausdrücklich festge-
stellt,dass sich ein Eigentumsübertragungs-

�  Konzessionsverträge geben den Kommunen 
Einfluss auf die künftige Energieversorgung

Das Urteil des OLG Düsseldorf ist nicht
rechtskräftig - es wurde Revision zum Bun-
desgerichtshof (BGH) eingelegt. Städte und
Gemeinden sollten sich bis zu einer Ent-
scheidung durch den BGH beim regulären
Auslaufen des Vertrags wie auch bei dessen
vorzeitiger Verlängerung an die gesetzli-
chen Bekanntmachungspflichten halten.
Dadurch wird der Gefahr eines vertragslo-
sen Zustands,der Wiederholung des gesam-
ten Verfahrens und gegebenenfalls der
Rückabwicklung des nichtigen Vertrags ent-
gegengewirkt.
Im Übrigen dürfte sich in ertragssteuer-
licher Hinsicht die Frage stellen,ob die „zivil-
rechtliche Nichtigkeit des Konzessionsver-
trags auf die steuerrechtliche Behandlung“
durchschlägt. Bejaht man dies, wären die
auf der Basis eines zivilrechtlich unbeacht-
lichen Konzessionsvertrags gezahlten Kon-
zessionsabgaben in den Fällen, in denen die
Gemeinde neben dem Konzessionsvertrag
gleichzeitig mittelbar oder unmittelbar am
Versorgungsunternehmen beteiligt ist, ten-
denziell als verdeckte Gewinnausschüttung
(VGA) zu bewerten. Rechtlich relevant für
die Zahlungen wäre dann nicht mehr der
Konzessionsvertrag,sondern die Zahlungen
wären gesellschaftsrechtlich veranlasst
(StGB NRW-Mitteilung 510/2008).

Stgerat_innen_neu  24.04.2009  12:43 Uhr  Seite 18



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 5/2009 19

anspruch nicht aus § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG
herleiten lässt, dieser Übertragungsan-
spruch vielmehr vertraglich begründet wer-
den muss (StGB NRW-Mitteilung 513/2008).
Nachdem gegen die Entscheidung des OLG
Frankfurt Revision beim BGH eingelegt
wurde, wird es in dieser wichtigen Frage zu
einer letztinstanzlichen Entscheidung kom-
men. Vor diesem Hintergrund sollte aus
kommunaler Sicht bei Neuabschluss von
Konzessionsverträgen darauf gedrängt
werden, den Eigentumsübertragungsan-
spruch vertraglich zu begründen. Bemü-
hungen um die (Re-)Kommunalisierung von
Netzen werden damit erheblich erleichtert,
da die Kommune andernfalls damit rech-
nen müsste, dass ein Anspruch auf Eigen-
tumserwerb künftig nicht mehr durchsetz-
bar wäre. In diesem Fall wäre eine (Re-)Kom-
munalisierung von Netzen nur noch mög-
lich, wenn der Altkonzessionär mit einem
entsprechenden Eigentumsübergang an
die Kommune oder einen Neukonzessionär
einverstanden ist.
Folglich wird mit dem Verzicht auf das Kauf-
recht und die Anerkennung eines Pacht-
rechts der Wert der Konzession gemindert.
Im Zuge von Netzübernahmen hat es in der
jüngeren Vergangenheit immer wieder ge-
richtliche Auseinandersetzungen mit dem
bisherigen Konzessionsinhaber über Wert
und Umfang des zu übertragenden Netzes
gegeben. Üblicherweise wurde dazu in der
Vergangenheit der so genannte Sachzeit-
wert vereinbart.

BEDINGUNG FÜR SACHZEITWERT

Durch das „Kaufering-Urteil“ vom 16.11.1999
(StGB NRW-Mitteilung 825/1999) wurde
höchstrichterlich entschieden, dass der
Sachzeitwert als Wertmaßstab zwar zuläs-
sig ist,dieser aber durch den Ertragswert be-
grenzt wird.Danach ist die Vereinbarung des
Sachzeitwertes als Kaufpreis eines Netzes
nur dann wirksam, wenn der Sachzeitwert
den Ertragswert nicht erheblich übersteigt.
Bei der Bemessung des Ertragswertes wa-
ren 1999 allerdings nicht nur Netzspezifika,
sondern insbesondere auch Erträge aus dem
Vertrieb zu berücksichtigen. Vorbehaltlich
weiterer Rechtsprechung sind Änderungen
bei der Netzwertermittlung künftig mindes-
tens in zwei Richtungen denkbar.Zum einen
werden nach dem neuen EnWG im Falle von
Netzübernahmen keine Lieferbeziehungen
mit dem Netz mehr übergehen, was mitun-
ter erhebliche Auswirkungen auf die Ermitt-
lung des Ertragswertes hat.

Zum anderen sehen die Vorgaben - insbe-
sondere § 6 - der Stromnetzentgeltverord-
nung, die 1999 bei der BGH-Entscheidung
noch nicht existent und mithin auch nicht
zu berücksichtigen waren, ein Verbot der
Abschreibung unter Null vor. Dieses soll
auch ungeachtet der Änderung von Eigen-
tumsverhältnissen gelten. Bezogen auf
Netzübernahmen würde dies bedeuten,
dass der neue Netzbetreiber nach der Netz-
übernahme nur die Abschreibungen des
früheren Netzbetreibers fortführen kann.
Ginge es nach dem Wortlaut des § 6, könn-
te der bei einer Netzübernahme gezahlte
Kaufpreis bei der Berechnung der Netzent-
gelte nicht berücksichtigt werden.

ERTRAGSWERT ZU KORRIGIEREN

Im Ergebnis würden die vorgenannten Än-
derungen dazu führen, dass der Ertragswert
erheblich nach unten korrigiert werden
muss, was im Interesse der Kommune als
Käuferin läge. Es offenbaren sich also zwei
Schwachstellen: Zum einen die Grundsatz-
frage,ob der BGH in Anbetracht der Energie-
rechtsnovelle auch künftig seine Rechtspre-
chung aus 1999 beibehalten wird.Zum zwei-
ten die Problematik, dass in den Ertragswert
aus heutiger Sicht andere Parameter einflie-
ßen müssten, als dies 1999 der Fall war. Ak-
zeptiert die Kommune in künftigen Verträ-
gen also den Tenor der Kaufering-Entschei-
dung als Kaufpreis, besteht die Gefahr, dass
ein Gericht auch nur einen Ertragswert „al-
ter“ Berechnungsgrundlage anerkennen
würde.
In den Verhandlungsrunden mit der RWE
Rhein-Ruhr AG und der RWE Westfalen-We-
ser-Ems AG und der RheinEnergie AG, mit

der aktuell ein neuer Strom-Musterkonzes-
sionsvertrag abgestimmt worden ist (StGB
NRW-Schnellbrief Nr. 48/2009), konnte sich
der Städte- und Gemeindebund NRW mit
den Partnern letztlich nicht auf eine End-
schaftsbestimmung einigen. Die Energie-
versorgungsunternehmen zeigen keine Be-
reitschaft,die Formulierung der Endschafts-
bestimmmung zu übernehmen, welche
bundesweit in vielen nach der Energie-
rechtsnovelle 2005 ausgehandelten Mus-
ter-Stromkonzessionsverträgen enthalten
ist und die dem Gesetzestext in § 46 Abs.2
EnWG entspricht.

ZWISCHENBILANZ DURCHWACHSEN

Eine Zwischenbilanz in Sachen Energie-
rechtsreform nach gut zehnjähriger Libera-
lisierung legt kommunalerseits den Schluss
nahe, dass noch vieles ungeklärt ist. Offen
sind zum einen die Fragen der wirtschaft-
lich angemessenen Vergütung im Zuge der
Netzübernahme sowie die Frage, ob der Be-
griff des Überlassens in § 46 Abs. 2 EnWG ei-
nen Anspruch auf Eigentumsübergang oder
lediglich Gebrauchsüberlassung bedeutet.
Mit Blick auf die Entwicklung der Konzessi-
onsabgabe ist festzustellen,dass die Anzahl
der Tarifkunden im Strom- wie auch im Gas-
bereich deutlich abnehmen wird.
Um negative Auswirkungen auf die Konzes-
sionsabgabe zu vermeiden, ist die Vorschrift
des § 2 Abs. 7 KAV für den Strombereich ge-
schaffen worden. Insbesondere das jüngste
Vorgehen des Bundeskartellamts zeigt,dass
eine entsprechende Vorschrift für den Gas-
bereich zur Sicherung des Konzessionsab-
gabenaufkommens dringend erforderlich
ist. Dies ist von der kommunalen Seite be-
reits mehrfach angemahnt worden. Bezüg-
lich der Energiepreise ist kritisch festzustel-
len, dass diese ein Niveau erreicht haben,
das weit über dem zu Beginn der Liberalisie-
rung liegt und eine starke Belastung für die
Haushalte der Städte und Gemeinden dar-
stellt.
Ein verstärktes Augenmerk ist künftig auf
die Auswirkungen der Anreizregulierung
und die angestrebte Umsetzung der so ge-
nannten Mehrerlösabschöpfung im Ener-
giebereich durch die Bundesnetzagentur
(StGB NRW-Schnellbrief Nr. 138/2008) zu
richten. Diese hätte fatale wirtschaftliche
Auswirkungen auf die Stadtwerke, auf de-
ren kommunale Anteilseigner und insbe-
sondere auf die lokale mittelständische
Wirtschaft - mit der Gefahr des Verlusts 
einer Vielzahl von Arbeitsplätzen. l

Ein Muster zur Bekanntmachung neu-
er Konzessionsverträge im Amtsblatt der
Europäischen Union ist für StGB NRW-
Mitgliedskommunen im Intranet des Ver-
bandes unter Fachinfo & Service / Fachge-
biete / Finanzen und Kommunalwirtschaft
/ Energiewirtschaft abrufbar.

Die Schnellbriefe des StGB NRW sind für
StGB NRW-Mitgliedskommunen im Intra-
net des Verbandes abrufbar.

Die Mitteilungen des StGB NRW sind für
die Allgemeinheit über das Internet-An-
gebot des Verbandes www.kommunen-
in-nrw.de, Rubrik „Information / Mittei-
lungen / Datenbank“ abzurufen.
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Mit dem Ende 2007 in Kraft getretenen
„Gesetz zur Stärkung der kommuna-

len Selbstverwaltung - GO-Reformgesetz“
hat die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung - anders als es der Titel suggeriert - die
Rechtmäßigkeitsanforderungen für die
Kommunalwirtschaft drastisch verschärft.
Nach der - bundesweit strengsten - Rege-
lung des § 107 der Gemeindeordnung (GO
NRW) ist eine kommunalwirtschaftliche Be-
tätigung jetzt nur noch zulässig, wenn sie
ein dringender öffentlicher Zweck erfordert.
Darüber hinaus wurde eine echte Subsi-
diaritätsklausel eingeführt, die - unter

Ausnahme bestimmter privilegierter Tä-
tigkeiten - weiter fordert, dass der drin-
gende öffentliche Zweck durch andere
Unternehmen nicht ebenso gut und wirt-
schaftlich erfüllt werden kann. Bei gleich
guter oder wirtschaftlicher Zweckerfül-
lung muss also, selbst bei Vorliegen eines
dringenden öffentlichen Zwecks, die kom-
munalwirtschaftliche Betätigung zurück-
stehen.
Der mit dieser Verschärfung verbundene
Eingriff in das verfassungsrechtlich ge-
schützte Recht auf kommunale Selbstver-
waltung findet allein in dem Hinweis auf
die ordnungspolitische Zielsetzung „Pri-
vat vor Staat“, die dem Grundgesetz wie
dem Europarecht fremd ist, keine hinrei-
chende Legitimation. Über diesen Aspekt
hinaus stellt das GO-Reformgesetz vor al-
lem aber auch einen Eingriff in wettbe-
werbliche Strukturen dar, womit sich un-
ter anderem die Frage nach dessen Ver-

einbarkeit mit dem europäischen Recht
stellt.

UNTER WETTBEWERBSBEDINGUNGEN

Die Regelungen über die wirtschaftliche
Betätigung der Kommunen in den Gemein-
deordnungen der Länder stehen bereits
seit geraumer Zeit in einem Spannungsver-
hältnis zu der europa- und bundesrechtlich
vorgegebenen Wettbewerbsordnung. Auf
der einen Seite haben die Europäische Ge-
meinschaft und der nationale Gesetzgeber
seit Ende der 1990er-Jahre zentrale Betäti-
gungsfelder gemeindlicher Daseinsvorsor-
ge liberalisiert. Dies hat zur Folge, dass sich
die kommunalen Unternehmen, vor allem
im Energiemarkt, heute im Wettbewerb be-
haupten müssen. Auf der anderen Seite
sind diese jedoch nach wie vor gefangen in
den Fesseln der Gemeindeordnungen und
können sich nicht wie andere Unterneh-
men im Markt bewegen.
Teil eines funktionierenden Wettbewerbs
können sie aber nur sein, wenn sie nach un-
ternehmerischen Gesichtspunkten handeln
können. Das Kommunalwirtschaftsrecht
muss daher den gewandelten wirtschaftli-
chen und wirtschaftsrechtlichen Rahmen-
bedingungen Rechnung tragen und den in
liberalisierten Märkten tätigen Kommunal-
unternehmen die nötigen Handlungsspiel-
räume für wettbewerbsgerechtes Wirt-
schaften zur Verfügung stellen.
Dieser Erkenntnis entsprechend hat etwa
der Deutsche Juristentag bereits 2002
empfohlen, kommunale Wettbewerbsun-
ternehmen möglich zu machen, für die das
kommunale Wirtschaftsrecht nicht oder
nur eingeschränkt gilt. Das Land Sachsen-
Anhalt hat dieses Postulat Ende 2007 auf-
gegriffen, indem es in die Gemeindeord-
nung eine Sektorenregelung mit deutlich
erweiterten Handlungsbefugnissen für
den liberalisierten Energiemarkt aufge-
nommen hat. Das nordrhein-westfälische
GO-Reformgesetz weist demgegenüber in
eine gänzlich andere Richtung: Anstelle der
gebotenen Angleichung der Handlungsbe-
dingungen der Kommunalwirtschaft an die
der privaten Mitbewerber sieht es noch
weitere Restriktionen vor, die einen gleich-
berechtigten Wettbewerb mit Privaten
ausschließen.

Das Örtlichkeitsprinzip der NRW-Gemeindeordnung für 
kommunale Unternehmen führt im liberalisierten Energiemarkt
zu Wettbewerbsverzerrungen und verstößt gegen EU-Recht

Wer etwas leisten soll,
braucht Spielraum

RA Markus Moraing ist
Geschäftführer der Landes-
gruppe NRW des Verbands
kommunaler Unternehmen 

DER AUTOR

� Das Örtlichkeitsprinzip behindert die Stadtwerke
Menden bei einer möglichen Kooperation mit
einem Schweizer Stromunternehmen
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AN DEN ORT GEFESSELT

Vor allem das Örtlichkeitsprinzip führt zu ei-
ner erheblichen Einschränkung der wirt-
schaftlichen Bewegungsfreiheit kommunaler
Unternehmen. Zu Schieflagen kommt es vor
allem dort, wo sich kommunale Unterneh-
men einem zunehmenden Wettbewerbs-
druck vonseiten privater Unternehmen aus-
gesetzt sehen, ohne sich selbst - außerhalb
der Gemeindegrenzen - hinreichend an die-
sem Wettbewerb beteiligen zu können.
Ein wichtiges Beispiel dafür bietet der Ener-
giesektor. Einerseits wird der innerstaatliche
Wettbewerb auf den Energiemärkten, an
dem die kommunalen Unternehmen teilneh-
men sollen,vor allem durch den Druck der EU
verstärkt. So müssen sich die kommunalen
Unternehmen in ihrem jeweiligen Gemein-
degebiet immer stärker der Konkurrenz mit
anderen Unternehmen stellen. Andererseits
ergeben sich durch das Örtlichkeitsprinzip er-
hebliche Hemmnisse für die kommunalen
Unternehmen.
Diese bestehen vor allem darin, dass die
grundsätzliche Beschränkung ihrer unterneh-
merischen Tätigkeit auf ein bestimmtes Ge-
meindegebiet verhindert, Größenvorteile zu
erreichen oder durch Diversifizierung unter-
nehmerische Stärke zu gewinnen. Bildlich
ausgedrückt führt die kommunalrechtlich
vorgegebene Gebietsbeschränkung zu einer
Teilnahme der kommunalen Unternehmen
am Wettbewerb „in Fesseln“.

UNTERNEHMERISCHE FREIHEIT

Nun ist es zwar typisch für jeden Markt,
dass Wettbewerber dort unterschiedliche

Möglichkeiten haben, den
jeweiligen Anforderungen
zu genügen. Diese bezie-
hen sich jedoch auf Um-
stände, die von den Unter-
nehmen beeinflusst wer-
den können, während es
sich bei den Einschränkungen der unter-
nehmerischen Handlungsfreiheit, die
durch das Örtlichkeitsprinzip bewirkt
werden, um rechtliche Rahmenbedingun-
gen handelt, auf die die Unternehmen kei-
nen Einfluss haben.
Das nordrhein-westfälische Kommunal-
wirtschaftsrecht konkretisiert das Örtlich-
keitsprinzip dahingehend, dass eine wirt-
schaftliche Betätigung der Gemeinde au-
ßerhalb ihres Gemeindegebietes nur zu-
lässig ist, wenn - entsprechend dem ver-
schärften § 107 Abs. 1 GO NRW - ein drin-
gender öffentlicher Zweck diese Betäti-
gung erfordert und die berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Gemeinde ge-
wahrt werden.
Nach der Einfügung des Wortes „dringend“
sei, so das NRW-Innenministerium, nun
noch dezidierter als bisher darzulegen, dass
ohne die überörtliche Betätigung die Ver-
sorgung der eigenen Bevölkerung auf der
Basis marktüblicher Preise auf Dauer nicht
gesichert werden könnte. Würden überört-
liche Betätigungen dagegen nur aus Grün-
den der Markterschließung oder der Siche-
rung von Marktpositionen angestrebt,seien
sie nicht zulässig.

KAUM ÜBERWINDBARE HÜRDE

Für überörtliche Betätigungen wird damit
eine kaum überwindbare Hürde errichtet.
Dies hat Auswirkungen auf die kommuna-
len Unternehmen in ihrem wirtschaftlichen
Handeln, da sie auf den bestehenden Wett-
bewerbsdruck aufgrund staatlicher Vorga-
ben - und nicht aufgrund unternehmeri-
scher Mängel - nicht adäquat reagieren
können. Das vergrößert erheblich die Ge-
fahr, dass kommunale Unternehmen auf
Dauer dem Verdrängungsdruck von Wett-
bewerb nicht standhalten.
Des Weiteren kommt es zu einer Verkrus-
tung von Marktstrukturen, weil kommu-

nale Unternehmen unter den Bedingun-
gen des Örtlichkeitsprinzips kaum die
Möglichkeit haben, andere Unternehmen
außerhalb des Gemeindegebiets heraus-
zufordern. Dies konterkariert die von der
europäischen und nationalen Politik ge-
wünschte Intensivierung des Wettbe-
werbs und geht vor allem zulasten der
Verbraucher, die von wirksamem Wettbe-
werb, der im Energiemarkt gerade auch
durch die Stadtwerke betrieben wird, pro-
fitieren.
Welch eindeutig wettbewerbsbehindern-
de Wirkung dem Örtlichkeitsprinzip in der
Praxis zukommt, hat kürzlich das Schei-
tern der deutsch/schweizerischen Ver-
triebskooperation zwischen den Stadt-
werken Menden und der Rätia Energie AG
gezeigt. So hat die Rätia Energie AG die
Beteiligungsoption für eine gemeinsame
(Strom-)Vertriebsgesellschaft zurückge-
zogen, nachdem das kommunalaufsichtli-
che Verfahren nach 15 Monaten noch nicht
abgeschlossen war. Nachdem der zustän-
dige Landrat als Kommunalaufsicht dem
Vorhaben zunächst zugestimmt hatte,
sah das NRW-Innenministerium für den
überörtlichen Stromvertrieb keinen „drin-
genden öffentlichen Zweck“.

ÖRTLICHKEIT GEGEN EU-RECHT

Angesichts der negativen Auswirkungen
des Örtlichkeitsprinzips hatten nach der
Verschärfung der Gemeindeordnung 16
nordrhein-westfälische Stadtwerke - un-
terstützt vom Verband kommunaler Un-
ternehmen e.V. - ein Rechtsgutachten bei
dem Europarechtler Prof. Dr. Ulrich Ehricke
von der Universität zu Köln in Auftrag ge-
geben. Dabei sollte umfassend, neutral
und ergebnisoffen geprüft werden, ob das
Örtlichkeitsprinzip gegen EG-Recht ver-
stößt. In seinem jetzt vorliegenden Gut-
achten kommt Prof. Ehricke zu dem Ergeb-

Das Spannungsverhältnis von EG-
Recht und Kommunalwirtschaftsrecht
muss aufgelöst werden. Dies setzt voraus,
dass kommunale Unternehmen, die in ei-
nem wettbewerbsrechtlich geprägten
Umfeld tätig sind, ebenso wie private Ak-
teure als vollwertige Marktteilnehmer
handeln können. Vor allem das Örtlich-
keitsprinzip steht diesem Erfordernis bis-
lang entgegen. Es ist weder europarechts-
noch marktkonform. Die NRW-Landesre-
gierung ist aufgerufen, hier Abhilfe zu
schaffen und die landesrechtlich begrün-
deten Wettbewerbsverzerrungen - auch
gegenüber kommunalen Unternehmen
aus anderen Bundesländern - zu beseiti-
gen.

PO
SI

TI
O

N
Trotz Liberalisierung des �

Energiemarktes sind 
kommunale Unternehmen 

hierzulande in ihrem 
Betätigungsfeld eingeschränkt FO

TO
:B

M
U 

/ E
DE

LH
OF

F

Stgerat_innen_neu  24.04.2009  12:43 Uhr  Seite 21



22 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 5/2009

THEMA ENERGIEVERSORGUNG

nis, dass dies der Fall ist, und zwar gleich in
mehrfacher Hinsicht. Seine wesentlichen
Ergebnisse lassen sich wie folgt zusam-
menfassen:

1. Verstöße des Örtlichkeitsprinzips gegen
EG-Recht kommen in Betracht, soweit
grenzüberschreitende Sachverhalte be-
troffen sind.

2. Das Örtlichkeitsprinzip verstößt gegen
die sekundäre Niederlassungsfreiheit ge-
mäß Art. 43 Abs. 1 S. 2, 48 EG-Vertrag, da
das Genehmigungserfordernis in § 107
Abs. 3 GO NRW eine Erschwerung für
kommunale Unternehmen darstellt, in
anderen Mitgliedstaaten der EU Zweig-
niederlassungen, Filialen oder Agenturen
zu gründen.

3. Da das Genehmigungserfordernis es den
kommunalen Unternehmen erschwert,
als Dienstleistungserbringer auf den
Märkten anderer EU-Staaten ihre Dienst-
leistungen zu erbringen,verstößt das Ört-
lichkeitsprinzip gegen die Dienstleis-
tungsfreiheit gemäß Art. 49 EG-Vertrag.

4. Das Örtlichkeitsprinzip verstößt gegen
die Vorschriften zur Gewährleistung der
Kapitalverkehrsfreiheiten gemäß Art. 56
EG-Vertrag.Zum einen führt es dazu,dass
kommunale Unternehmen nur mit Ge-
nehmigung Investitionen im EU-Ausland
vornehmen dürfen. Zum anderen hat es
zur Folge, dass ausländische Investoren
mittelbar behindert werden, Anteile an
kommunalen Unternehmen zu erwer-
ben,weil es diesen durch das Örtlichkeits-
prinzip erschwert wird, sich marktlich so
zu verhalten, wie dies ihre privaten Kon-
kurrenten auf dem Markt tun können,und
damit einen Wettbewerbsnachteil erlei-
den.

5. Diese Verstöße können nicht durch die im
EG-Vertrag geregelten Rechtfertigungs-
gründe - insbesondere zwingende Grün-
de des Allgemeininteresses - gerechtfer-
tigt werden.

6. Das Örtlichkeitsprinzip und die dadurch
bewirkte territoriale Beschränkung der
wirtschaftlichen Tätigkeit kommunaler
Unternehmen auf das jeweilige Gemein-
degebiet führt zu einer räumlichen Auf-
teilung der Märkte entlang der kommu-
nalen Gebietsgrenzen und damit zu einer
Situation,die Art.81 Abs. 1 lit.c) EG-Vertrag
verbietet.Da es sich bei den kommunalen
Unternehmen um öffentliche Unterneh-
men handelt, liegt in dem Örtlichkeits-
prinzip zugleich eine Verletzung des Art.
86 Abs. 1 EG-Vertrag. l

Wir stecken mitten im Umbau der
elektrischen Energieversorgungs-

systeme!“ So sieht das Prof. Dr. Jochen
Kreusel vom Technikkonzern ABB. Klar,
denn die dezentrale Erzeugung, nicht nur,
aber auch aus erneuerbaren Energien, wei-
tet sich immer stärker aus. System- und
Laststeuerung müssen darauf antworten -
und natürlich das Netz. Stichwort: Smart
Grids - Intelligente Netze. Was das freilich
sein soll, ist so klar nicht, findet auch Prof.
Kreusel und beschränkt sich daher auf die
„hauseigene“ Definition.
„Smart Grids ist aber keine technische
Modeerscheinung oder ein vorüberge-
hendes Phänomen“, stellte Kreusel bei ei-
ner ABB-Pressekonferenz im Vorfeld der
Hannover Messe auch klar. Die „neue
Welt“ ergibt diese Zahlen: Der selten er-
reichten deutschen Spitzenlast von

83.000 Megawatt (MW) steht installierte
Windkraft von rund 25.000 MW zum Jah-
resende 2008 gegenüber. „Das ist ein
recht hoher Anteil“, merkte Kreusel an.
Und die Reise bei der Windkraft gehe
künftig in Größenordnungen der jeweils
aktuellen Last.
„Wir haben dann ein elektrisches Energie-
versorgungssystem, das regelmäßig übers
Jahr zu 100 Prozent aus erneuerbaren
Energiequellen gespeist wird“, schätzt der
Professor die Entwicklung ein: „Und das
wird ein anderes System sein, als wir es bis
jetzt gewöhnt sind. Es wird andere Anfor-
derungen an die Betriebsführung stellen
als jetzt.“ Dafür sorge schon die relativ
schlechte Planbarkeit der Erneuerbaren.
Sie führten zu dezentraler, fluktuierender
Erzeugung. Künftig werde auch die Ver-
brauchsseite in die Systembetriebsfüh-
rung miteinbezogen werden müssen.

DEZENTRALE ERZEUGUNG SCHWANKT

Schon heute mischen sich dezentrale und
zentrale Erzeugung. Das birgt auch Probleme
in sich. Prof. Kreusel verwies auf die europa-
weite Störung Ende 2006.Die Analyse danach

Angesichts des zunehmenden Anteils dezentral erzeugter Energie
in den Stromnetzen müssen Stadtwerke über neue Regeln der
Netzsteuerung nachdenken 

Lokaler Ausgleich
durch Smart Grids
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� Hin zum Multifunktionsnetz „Smart Grid“: Während heute Strom meist „von oben nach 
unten“ verteilt wird (links), kommt künftig dezentrale Erzeugung „von unten“ dazu (rechts)
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ergab,dass „die Wiederherstellung des unge-
störten Betriebs in erheblichem Maße er-
schwert wurde durch dezentrale Erzeugungs-
einheiten, deren Umfang den Systembe-
triebsstellen überhaupt nicht bekannt war“.
Sie seien unabhängig gebaut worden, da
sie unabhängige Eigentümer besäßen. Es
gebe ja auch keine Pflicht, deren Betriebs-
verhalten anzumelden. Es seien nun ’mal
selbstgeführte, eigenständige Anlagen.
Was im Normalbetrieb auch kein Problem
darstelle:„Nur bei erheblich gestörtem Be-
triebszustand möchte man vielleicht nicht,
dass jeder macht, was er will.“
In vielen Verteilnetzen, so sieht das Prof.
Kreusel, habe man schon heute „einen
multidirektionalen Lastfluss“. Wobei der
Begriff „Verteilnetz“ den Realitäten kaum
noch gerecht wird - denn dieses Netz ver-
teilt sowohl, als es auch aus dezentralen
Anlagen Erzeugung aufnimmt. „Das hat
natürlich Auswirkungen auf die Schutz-
und Leittechnikkonzepte“, stellte Kreusel
klar. Man werde, um die Erneuerbaren
überhaupt nutzen zu können, den Ver-
braucher integrieren müssen.
Und man werde davon ausgehen müssen,
dass man nicht mehr zu jeder Zeit auf-
grund historischer Daten weiß, wie man
das System zu führen hat: „Wir werden
den Betriebsplan sehr viel mehr auf Echt-
zeitdaten abstimmen müssen, was aber

auch heißt, dass wir diese Daten aus dem
System erst einmal bekommen müssen!“
Die „Smart Grids“ der Zukunft müssten also
viel besser beobachtbar sein als die bisheri-
gen Systeme. Man werde in viel stärkerem
Maße Kommunikations- und Informations-
technik nutzen müssen als heute.

NICHT ZWANGSLÄUFIG ABSCHALTEN

Umdenken ist also gefragt. Derzeit be-
wahrt man das Verbundsystem bei Stö-
rungen à la 2006 vor dem völligen Zusam-
menbruch wegen mangelnder Erzeugung
durch Abschalten verschiedener Regionen
- denn ein Verteilnetz verteilt, ist also eine
Nettolast. Doch im Zeitalter dezentraler
Erzeugung kann eben dieser Rettungsver-
such „eher kontraproduktiv“ werden, da
er das System noch mehr belastet.
Schließlich kommt ja künftig in erhebli-
chem Maße Erzeugungsleistung auch aus
dem „Verteilnetz“, also aus ans Verteilnetz
angeschlossenen dezentralen Anlagen.
Kappt man nun bei Großstörungen Ver-
teilnetze, blockiert man in Zukunft unter
Umständen die Erzeugungsleistung.
Kreusel: „Das ist ein gutes Beispiel dafür,
warum man fundamentale Auslegungs-
und Erfassungsprinzipien ändern muss.
Dass uns diese Problematik nicht andau-
ernd auf die Füße fällt, liegt nur daran,
dass wir nicht ständig Großstörungen wie
Ende 2006 haben.“ Dass man hier etwas
tun müsse, sei aber auch in Deutschland
erkannt worden und „viele Stadtwerke
machen sich Gedanken darüber, wie sie
mit der dezentralen Erzeugung in ihren
Verteilnetzen umgehen sollen.“
Eine wesentliche Rolle, so schätzt der Pro-
fessor, wird künftig der lokale Ausgleich
von dezentraler Erzeugung und Verbrauch
spielen, „gegebenenfalls auch unter Ein-
schluss lokaler Speicherfähigkeiten“.
Auch Microgrids würden eventuell an Be-
deutung gewinnen, da sie sich, „wenn es
hart auf hart kommt, autark versorgen
können“. Ob das überall funktionieren
werde, sei dahingestellt. Aber die Fähig-
keit zur autarken Versorgung im Störfall
könne das Verteilnetzsystem stabilisieren,
was unbestritten sei: „Lokal zu stabilisie-
ren ist in jedem Fall hilfreich in einem
deutlich anspruchsvolleren Systemkon-
text!“ l

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung
der ZfK Zeitschrift für kommunale Wirtschaft

KEIN ZWANG 
ZUR NETZ-
ABTRENNUNG
Strom- und Gaskonzerne können in der
EU die eigentumsrechtliche Kontrolle
über ihre Leitungsnetze behalten. Der
Zwang zum so genannten Ownership Un-
bundling oder zu einem unabhängigen
Netz-Operator ist vom Tisch. Nach mona-
telangem Tauziehen haben sich Unter-
händler der tschechischen EU-Ratspräsi-
dentschaft, des Europäischen Parlaments
und der Europäischen Kommission auf
ein Gesetzespaket für den Energie-Bin-
nenmarkt geeinigt. Im Gegenzug sollen
auch die Verbraucher profitieren. Unter
anderem sollen sie künftig innerhalb von
drei Wochen den Stromanbieter wechseln
können. Zudem sollen die Zähler künftig
den aktuellen Verbrauch anzeigen, und
die Abnehmer sollen jeden Monat eine
Verbrauchsrechnung erhalten.
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BESCHAFFUNG

Der Bundesgesetzgeber hat das Gesetz
zur Modernisierung des Vergaberechts

(4. Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen - GWB) und damit ein neues
Kartellvergaberecht beschlossen.Damit wer-
den die §§ 97 ff. GWB, die oberhalb der EU-
Schwellenwerte von 206.000 Euro im Liefer-
und Dienstleistungsbereich sowie von 5,15
Millionen Euro ( jeweils ohne Umsatzsteuer)
im Bauleistungsbereich zum Tragen kom-
men, neu geregelt. Im Folgenden dargestellt
werden die wesentlichen Neuerungen,die in
vielen Punkten den zehn Kernforderungen
des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des (DStGB) an eine Vergaberechtsreform
entsprechen:

Beschränkung des Rechtsschutzes 

Ein Kernziel der Novelle ist die Beschränkung
des Rechtsschutzes für Bieter und Bewerber
bei Nachprüfungsverfahren und damit ver-
bunden eine Stärkung und Beschleunigung
von öffentlichen Investitionen. Diese Rechts-
schutzbeschränkung macht sich insbesonde-
re an folgenden Neuerungen fest:

• Nach § 107 Abs.3 Nr.3 GWB ist ein Nachprü-
fungsantrag eines Unternehmens nun-
mehr bereits dann unzulässig, soweit er

Verstöße gegen Vergabevorschriften, die
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar
sind,nicht spätestens bis zum Ablauf der in
der Bekanntmachung benannten Frist zur
Angebotsabgabe oder zur Bewerbung ge-
genüber dem Auftraggeber gerügt hat.

• Ein Nachprüfungsantrag ist weiterhin
dann unzulässig, wenn ein Unternehmer
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang
der Mitteilung des Auftraggebers, einer
Rüge nicht abhelfen zu wollen, hat ver-
streichen lassen und er keinen Nachprü-
fungsantrag vor der Vergabekammer ge-
stellt hat (§ 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB).

• Die Vergabekammer erforscht zwar auch
weiterhin nach § 110 Abs. 1 S. 1 GWB den
Sachverhalt von Amts wegen. Sie kann sich
aber dabei künftig gemäß § 110 Abs. 1 S. 2
GWB grundsätzlich auf das beschränken,
was von den Beteiligten im Verfahren vorge-
bracht wird oder ihr sonst bekannt sein
muss. Nach § 110 Abs. 1 S. 3 GWB ist die Ver-
gabekammer nicht mehr zu einer umfas-

senden Rechtmäßigkeitskontrolle ver-
pflichtet.

• Bei der Möglichkeit und Prüfung einer Vor-
aberteilung des Zuschlags auf Antrag des
Auftraggebers (§§ 118 Abs. 2 und 121 Abs. 1
GWB) ist nunmehr „bei der Abwägung das
Interesse der Allgemeinheit an einer wirt-
schaftlichen Erfüllung der Aufgaben des
Auftraggebers zu berücksichtigen“.

• Die GWB-Novelle sieht in Einklang mit der
Rechtsprechung (Bundesverfassungsge-
richt vom 13. Juni 2006) keine Ausdehnung
des Primärrechtsanspruchs von Bietern
bei Nachprüfungen unterhalb der EU-
Schwellenwerte vor. Damit bleibt es bei
dem zweigeteilten Rechtsschutz im Ver-
gaberecht. Oberhalb der EU-Schwellen-
werte besteht ein Primärrechtsschutz der
Unternehmen vor Vergabekammern und
Vergabesenaten. Bei Vergaben unterhalb
der EU-Schwellenwerte sind die Unter-
nehmer demgegenüber auf rein zivilrecht-
liche Ansprüche, insbesondere auf einst-
weilige Verfügungen oder Schadenser-
satzansprüche, angewiesen.

In einem neuen § 101a sowie auch § 101b
GWB ist die Regelung aus § 13 Vergabever-
ordnung (Informationspflicht) über die In-
formations- und Wartepflicht sowie über
die De-facto- Vergabe in einem teils erwei-
terten, teils aber auch einschränkendem
Sinne übernommen worden:

Neuregelung der Informations- und
Wartepflicht (§ 101a GWB)

Nach § 101a Abs. 1 S. 1 GWB hat bei europa-
weiten Vergaben der Auftraggeber die be-
troffenen Bieter,deren Angebote nicht be-
rücksichtigt werden sollen, über den Na-
men des Unternehmens, dessen Angebot
angenommen werden soll, über die Grün-
de (Bisher:„den Grund“) der vorgesehenen
Nichtberücksichtigung ihres Angebots
und über den frühesten Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses unverzüglich in Textform
zu informieren.
Diese Informationspflicht gilt nunmehr
nach § 101a Abs.1 S.2 GWB nicht nur wie bis-
her für Bieter, sondern auch für Bewerber,
denen keine Information über die Ableh-
nung ihrer Bewerbung zur Verfügung ge-
stellt wurde, bevor die Mitteilung über die
Zuschlagsentscheidung an die betroffenen
Bieter ergangen ist. Ein Vertrag darf erst 15
Kalendertage nach Absendung der Vorab-
Information an die nicht berücksichtigten
Bieter und auch an die Bewerber,denen kei-

Mit der Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
wird das Vergabeverfahren beschleunigt sowie für die Städte und
Gemeinden in vielen Punkten effizienter gestaltet
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Bieter und auch an die Bewerber,denen kei-
ne Information über die Ablehnung ihrer Be-
werbung zur Verfügung gestellt wurde, ge-
schlossen werden (§ 101a Abs. 1 S. 3 GWB).
Wird die Information per Fax oder auf elek-
tronischem Weg versendet,verkürzt sich die
vom Auftraggeber einzuhaltende Frist nach
§ 101a Abs.1 S.4 GWB nunmehr auf zehn Ka-
lendertage. Die Frist beginnt am Tag nach
der Absendung der Information durch den
Auftraggeber. Auf den Tag des Zugangs
beim betroffenen Bieter und Bewerber
kommt es nicht an (§ 101a Abs. 1 S. 5 GWB).
Eine Informationspflicht des Auftraggebers
besteht nach § 101a Abs.2 GWB in den Fällen
nicht, in denen das Verhandlungsverfahren
ohne vorherige Bekanntmachung wegen
besonderer Dringlichkeit zulässig ist.

Neuregelung der De-facto-Vergabe
(§101b GWB)

In einem neuen § 101b Abs.1 GWB wird dem-
gegenüber einschränkend zum bisherigen §
13 VgV nicht nur geregelt, dass ein Vertrag
von Anfang an unwirksam (bisher:„nichtig“)
ist, wenn ein Auftraggeber gegen die Infor-
mations- und Wartepflicht des § 101a GWB
verstoßen hat (Nr.1).Eine (schwebende) Un-
wirksamkeit ergibt sich zukünftig nach §
101b Abs. 1 Nr. 2 GWB auch dann, wenn der
Auftraggeber einen öffentlichen Auftrag un-
mittelbar an ein Unternehmen erteilt,ohne
andere Unternehmen am Vergabeverfahren
zu beteiligen und ohne dass dies aufgrund
des Gesetzes gestattet ist und die Unwirk-
samkeit in einem Nachprüfungsverfahren
festgestellt worden ist (De-facto-Vergabe).

Bestandsschutz

Für das Nachprüfungsverfahren sind zusätz-
lich Ausschlussfristen vorgesehen. So kann
eine Unwirksamkeit grundsätzlich nur fest-
gestellt werden,wenn das Vergabenachprü-
fungsverfahren innerhalb von 30 Kalender-
tagen ab Kenntnis des Verstoßes, jedoch
nicht später als sechs Monate nach Ver-
tragsschluss eingeleitet wird. Hat der Auf-
traggeber die Auftragsvergabe im Amts-
blatt der Europäischen Union bekannt ge-
macht,endet die Frist zur Geltendmachung
der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach
der Veröffentlichung (§ 101b Abs. 2 GWB).
Dies bedeutet, dass Auftraggeber und Auf-
tragnehmer auch bei einer unzulässigen De-
facto-Vergabe durch Zeitablauf innerhalb ei-
ner bestimmten Frist Rechtssicherheit und
damit Bestandsschutz ihres Vertrages zu-

mindest gegenüber Dritten (Nicht gegen-
über der EU-Kommission) erlangen können.

Stärkung des Mittelstandsschutzes

Die Neufassung des § 97 Abs. 3 GWB sieht ei-
ne Verstärkung des Mittelstandsschutzes vor.
Danach ist neben der Neuformulierung des §
97 Abs. 3 S. 2 und 3 GWB eine Ausweitung des
Mittelstandsschutzes auch auf private Unter-
auftragnehmer vorgenommen worden (§ 97
Abs. 3 S. 4 GWB). Nach der Neufassung muss
der (öffentliche) Auftraggeber dann, wenn er
ein Unternehmen, das nicht öffentlicher Auf-
traggeber ist, mit der Wahrnehmung oder
Durchführung einer öffentlichen Aufgabe be-
traut, dieses Unternehmen bei einer Unter-
auftragsvergabe an Dritte verpflichten, auch
diese an die Unterauftragnehmer weiter ver-
gebenen Leistungen in Lose aufzuteilen.
Im Ergebnis bedeutet die Verstärkung des
Mittelstandsschutzes,dass für Ausnahmefäl-
le einer Gesamtvergabe (GU-Vergabe) nur
noch begrenzte Sachverhalte bleiben. Diese
dürften unter anderem bei komplexen ÖPP-
Vergaben,bei denen etwa die wirtschaftliche,
technische und Rechtsberatung aus „einem
Guss“ erfolgen muss, vorliegen (vgl. Oberlan-
desgericht Jena, Beschluss vom 06.06.2007).

Zulassung zusätzlicher Anforderungen
an die Auftragsausführung

Nach § 97 Abs.4 S.2 GWB können künftig Auf-
traggeber für die Auftragsausführung zusätz-
liche Anforderungen an Auftragnehmer stel-
len,die insbesondere soziale,umweltbezoge-
ne oder innovative Aspekte betreffen, wenn
diese in sachlichem Zusammenhang mit dem

Auftragsgegenstand stehen und sich aus der
Leistungsbeschreibung ergeben. Speziell die
beiden letztgenannten Voraussetzungen ei-
nes unmittelbaren Auftragsbezugs sowie die
erforderliche Verankerung dieser „zusätzli-
chen Anforderungen“ in der Leistungsbe-
schreibung machen deutlich, dass das eig-
nungs- und qualitätsbezogene Vergaberecht
nicht zur Durchsetzung allgemeiner sozial-
oder umweltpolitischer Ziele dienen darf.
Mit der neuen Möglichkeit sollen neben ei-
ner Verstärkung der umweltfreundlichen
Beschaffung (Ausschreibung von CO2-ver-
meidenden Fahrzeugen sowie einer um-
weltfreundlichen Informationstechnologie
etc.) insbesondere auch soziale Aspekte
(Bsp.: Verbot der Kinderarbeit) als zusätzli-
che Anforderung an die Auftragsausfüh-
rung in die Leistungsbeschreibung aufge-
nommen werden können.
Zur praxisgerechten Prüfung und Wertung
dieser zusätzlichen Anforderungen ist den
Auftraggebern zu empfehlen, in der Leis-
tungsbeschreibung konkret auftragsbezo-
gene Zertifikationen (Beispiel im Umwelt-
bereich: „Blauer Engel“ oder „Europa-Blu-
me“ sowie im Sozialbereich: „Einhaltung
der ILO-Kernarbeitsnorm 182 zur Unterbin-
dung der Kinderarbeit“) vorzugeben.

Begrenzung des Vergaberechts 
bei kommunalen Immobiliengeschäften

Das neue GWB nimmt eine Beschränkung
der durch die Rechtsprechung des Oberlan-
desgerichts Düsseldorf („Ahlhorn-Rechtspre-
chung“) bewirkten Ausdehnung des Verga-
berechts bei kommunalen Immobilienveräu-
ßerungen und städtebaulichen Verträgen
vor. Durch die Neufassung des § 99 Abs. 3
GWB sind der Bauauftragsbegriff und der Be-
schaffungsbezug - unmittelbar für den Auf-
traggeber - eingegrenzt worden:

„Bauaufträge sind Verträge über die Aus-
führung oder die gleichzeitige Planung und
Ausführung eines Bauvorhabens oder eines
Bauwerkes für den öffentlichen Auftragge-
ber,das Ergebnis von Tief- oder Hochbauar-
beiten ist und eine wirtschaftliche oder
technische Funktion erfüllen soll,oder einer
dem Auftraggeber unmittelbar wirtschaft-
lich zugute kommenden Bauleistung durch
Dritte gemäß den vom Auftraggeber ge-
nannten Erfordernissen.“

In einem neuen § 99 Abs.5 GWB ist gleichzei-
tig der Baukonzessionsbegriff (Befristung)
enger gefasst worden:

Mit der GWB-Novelle wird ein langwie-
riges Gesetzgebungsverfahren zum Ab-
schluss gebracht. Inhaltlich entsprechen
die vorgenommene Beschränkung des
Rechtsschutzes, die Stärkung des Mittel-
standsschutzes sowie auch die Begren-
zung des Vergaberechts bei kommunalen
Immobiliengeschäften den vom DStGB
aufgestellten Kernforderungen an eine No-
velle. Bei der Frage der interkommunalen
Zusammenarbeit hat der Bundesrat die
Bundesregierung aufgefordert, sich auf der
Ebene des EU-Rechts für eine klarstellende
Regelung der Vergaberechtsfreiheit einzu-
setzen und diese auch bei der „nächsten
Novellierung den § 99 GWB“ aufzuneh-
men. Es ist aber zu bezweifeln, dass die
Kommunen auf die Klärung dieser Rechts-
unsicherheit so lange warten können.
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BESCHAFFUNG

„Eine Baukonzession ist ein Vertrag über die
Durchführung eines Bauauftrags, bei dem
die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt
in einem Entgelt in dem befristeten Recht
auf Nutzung der baulichen Anlage, ggf. zu-
züglich der Zahlung eines Preises besteht.“

Aktuell hat das Oberlandesgericht Düssel-
dorf mit einer Entscheidung vom 2. Oktober
2008 dem EuGH neun Fragen zur Vergabe-
rechtspflicht kommunaler Immobilienge-
schäfte vorgelegt.Daher sind die Kommunen
zur Vermeidung von Investitionshemmnis-
sen bis zu einer klärenden Entscheidung des
EuGH auch weiterhin gut beraten, freiwillig
eine europaweite Ausschreibung kommuna-
ler Immobiliengeschäfte vorzunehmen.

INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT 

Auch nach der Novellierung des GWB ist es
im Hinblick auf die umstrittene Frage einer
Vergaberechtspflicht interkommunaler Zu-
sammenarbeit bei der Altfassung des § 99
Abs. 1 GWB geblieben. Folge ist,dass institu-
tionelle und rein interkommunale Koopera-
tionen (kommunale Zweckverbände und
Ähnliches) bei der Wahrnehmung gemein-
samer Aufgaben (Beispiel: Abfallentsor-
gung) vergaberechtsfrei bleiben. Demge-
genüber unterliegen nicht institutionelle
Kooperationsformen, insbesondere also öf-
fentlich-rechtliche Verträge zwischen zwei
Gemeinden über Dienstleistungen, einer
Ausschreibungspflicht, wenn eine Gemein-
de diese Dienstleistung für die andere Ge-
meinde (Mandatierung) vornimmt.
Allerdings hat der Bundesrat am 13. Februar
2009 die Bundesregierung aufgefordert,
weiter bestehende Rechtsunsicherheiten
bei der interkommunalen Zusammenarbeit
und anderen innerstaatlichen Kooperatio-
nen im Hinblick auf das EU-Vergaberecht zu
beseitigen und bei der Europäischen Kom-
mission auf eine entsprechende Klarstellung
hinzuwirken. Insbesondere dürfe „die Über-
tragung von Aufgaben zwischen öffentli-
chen Auftraggebern,vor allem kommunalen
Körperschaften oder kommunalen Einrich-
tungen durch den Abschluss von öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen oder durch
Gründung einer kommunalgetragenen Ein-
richtung öffentlicher Rechtsform nicht dem
Vergaberecht unterworfen werden“.
Weiter wird die Bundesregierung gebeten,
bei der nächsten Novellierung den § 99 GWB
durch einen neuen Absatz zu ergänzen mit
dem Ziel, dass interkommunale Kooperation
nicht mehr dem Vergaberecht unterliegt. l

1. Kommunaler Tourismus muss konse-
quent entwickelt werden. Mit Ausnah-
me weniger touristischer Selbstläufer-
gebiete kann Tourismus nicht nach
dem Zufallsprinzip erfolgen oder allein
Impulsen aus der Pri-
vatwirtschaft über-
lassen werden. Rich-
tung, Inhalt, Tempo
und Reichweite müs-
sen im Rahmen der
Stadt- und Regional-
entwicklung gesteu-
ert werden. Städte
und Gemeinden be-
dürfen einer strategischen Orientie-
rung zwischen Konzentration und Viel-
falt.

2. Das Nebeneinander unterschiedlicher
Wirtschaftszweige ist der kommunale
Normalfall. Kommunale Wirtschafts-
förderung setzt tunlichst auf einen
Branchenmix im Bereich der Unterneh-
men, um die Abhängigkeit von Bran-
chenschwankungen und Standortent-
scheidungen einzelner Unternehmen
sowie von Witterungsbedingungen
und anderen äußeren Einflüssen zu re-
duzieren. Der Stellenwert des Touris-
mus im Rahmen von Stadtentwicklung
und Wirtschaftsförderung muss trans-
parent sein und in der Kommunalpoli-
tik klar zum Ausdruck kommen.

3. Kommunale Tourismus- bzw. Wirt-
schaftsförderungsstrategien müssen
auf eine Verträglichkeit der Wirt-
schaftszweige untereinander setzen.
Die Wirtschaftsbereiche sollten sich so
wenig wie möglich stören bzw. behin-
dern. Im Idealfall können sie mit dem
Tourismus thematisch in Einklang ge-
bracht werden. Als Beispiele seien die
Route der Industriekultur im Ruhrge-
biet oder Regionen genannt, die den
„Rad-Tourismus“ kultivieren. In Kon-
fliktfällen müssen klare Prioritäten ge-
setzt werden.

4. Zielgruppen müssen definiert und um-
sorgt werden. Der Besucher muss wis-
sen, ob er zu der Zielgruppe gehört.
Nicht jeder Besucher verbindet umge-
kehrt mit seiner Anwesenheit in einer

Kommune touristische
Zwecke. Selbst viele Tou-
risten werden nicht sel-
ten lediglich spezielle An-
gebote in einer Kommu-
ne nachfragen, ohne das
gesamte Spektrum erle-
ben und (mit-)zahlen zu
wollen. Eine kommunale
Tourismusstrategie muss

also die Verträglichkeit der Zielgruppen
anstreben.

5. Was dem Bürger nutzt, wird dem Gast
ebenfalls zugute kommen – und umge-
kehrt (Beispiel: Radverkehrsinfrastruk-
tur). Gästeorientierung darf nicht zu-
lasten der Bürgerorientierung gehen.
Die Bürger bzw. die Einwohner einer
Kommune sind zunächst die Zielgrup-
pe. In einer strategischen Tourismus-
entwicklung dürfen sich weder der
Gast noch der Einwohner als Bewohner
zweiter Klasse fühlen. In diesem Zu-
sammenhang darf der Konkurrenz-
kampf von Gemeinden um qualifizierte
Arbeitnehmer als ein künftig sich ver-
schärfender Aspekt nicht unterschätzt
werden. Angebotsvielfalt bei Freizeit
und Naherholung wird ebenso wie
sportliche und kulturelle Attraktivität
immer stärker zum Standortfaktor.

6. Nur qualitativ hochwertige touristi-
sche Angebote haben gerade in Bun-
desländern wie Nordrhein-Westfalen,
die nicht zu den klassischen Urlaubsre-
gionen gehören, Zukunftschancen. Sie
müssen in die Tradition, Kultur, Ge-
schichte, Sozialstruktur und in die öko-
logischen Eigenarten des Raumes ein-
gebunden sein. Das touristische Profil
einer Kommune erwächst aus ihrer ei-
genen Geschichte, ihrer Einbindung in

Thesen des StGB NRW zu 
einer gästeorientierten und

ortsgerechten 
Tourismusentwicklung

Folgende Thesen 
beschloss der 

StGB NRW-Ausschuss
für Strukturpolitik

und Verkehr am
11.03.2009 in Olpe
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den Raum, aus den Traditionen und Ei-
genarten ihrer Bürger. Hieraus und
nicht allein aus den jeweils im Land
oder der Fachwelt ausgerufenen Trends
muss sie ihr Leitbild erarbeiten. Bei der
Entwicklung touristischer Angebote
muss auf die Verträglichkeit der Nut-
zungen geachtet werden.

7. Die Kommunen sollten nicht jedem ak-
tuellen, möglicherweise kurzfristigen
Trend hinterherlaufen Das touristische
Angebot muss aufbauend auf langfris-
tigen und belegbaren Entwicklungen
konzipiert werden. Viele Städte und
Gemeinden in deutschen Tourismusre-
gionen können insbesondere mit inter-
nationalen Destinationen des (Ur-
laubs-)Massentourismus nicht konkur-
rieren. Sie müssen konsequent auf den
qualitätsbewussten und anspruchsvol-
len Gast setzen. Trends und Nachfrage-
entwicklungen müssen dabei nutzbar
gemacht werden für das örtliche tou-
ristische Angebot.

8. Erreichbarkeit und Mobilität vor Ort
sind Grundvoraussetzungen für ein
gästeorientiertes touristisches Ange-
bot. Verlässlichkeit, Komfort und Si-
cherheit des Mobilitätsangebotes so-
wie Aspekte der Barrierefreiheit gehen
vor Schnelligkeit. Informationen in In-
ternetauftritten, Broschüren und ande-

ren Medien müssen auf Selbstver-
ständliches und auf Nebensächliches
verzichten und sich auf das für den
Gast in der Region Wesentliche konzen-
trieren. Leitsysteme für Wanderer, Rad-
fahrer, Fußgänger etc. müssen richtig,
einfach und durchgängig sein.

9. Tourismusentwicklung benötigt pro-
fessionelles Management und bürger-
schaftliche Mitgestaltung. Ideenviel-
falt und Motivation der lokalen Anbie-
ter bewirken die Einzigartigkeit des An-
gebots. Die Beauftragung externer Be-
rater kann Reibungsverluste bei den
Akteuren abbauen, birgt aber auch die
Gefahr, wissenschaftlich Fundiertes
und anderweitig praktisch Erprobtes
undifferenziert auf die spezielle Region
zu übertragen. Endogene Stärken wie
Identifikation mit der Region, Verbun-
denheit mit dem Wohn- und Lebens-
mittelpunkt, letztlich ausgeprägtes
Heimatgefühl können andererseits
sachliche Professionalität ergänzen
oder ersetzen. Die Schaffung einer un-
verwechselbaren Identität einer Regi-
on ist einer noch so professionellen
Imagebildung vorzuziehen, wenn diese
zur Austauschbarkeit führt.

10.Nicht jede Gemeinde braucht ein eige-
nes Spaßbad. Durch ein Regionalmar-
keting können und sollten bestehende

einzelfallbezogene Kooperationen zu
einer gemeinsamen strategischen und
vor allem projektübergreifenden Zu-
sammenarbeit von Städten und Ge-
meinden in der Region - beispielsweise
in Touristischen Arbeitsgemeinschaf-
ten - ausgebaut werden. Die Initiative
zur Kooperation sollte - basierend auf
Freiwilligkeit - von der örtlichen Ebene
kommen. Der Gegenstand der Koopera-
tion kann zunächst begrenzt sein, da-
mit die jeweiligen Projekte in einem
realistischen Zeitrahmen umgesetzt
und messbare Erfolge erzielt werden
können.

Überzeugungskraft des unverwechselba-
ren Angebots, Verträglichkeit nach innen
und außen, Kooperation vor Ort und in der
Region sind die Säulen einer kommunalen
Tourismusstrategie. Leitbild kommunaler
Tourismuspolitik ist ein nachhaltiger, um-
welt- und sozialverträglicher Tourismus.
Das Binnenmarketing darf dabei nicht
vernachlässigt werden. Eine auf das Leit-
bild zielende, zur lokalen Identität passen-
de Modernisierung und Ausrichtung der
touristischen Infrastruktur - öffentlich
und privat - und regelmäßig konsequente
Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter in
den Tourismus-Servicestellen müssen si-
chergestellt werden. l

Wir
• helfen bei der Erarbeitung von Basisplänen 

(ABK, GEP, Sanierungsplan)

• unterstützen Sie bei der Einführung unserer 

Software für den Kanal- und Kläranlagenbetrieb

• implementieren integrierte Managementsysteme mit

Einbindung der Risiko- und Arbeitssicherheit

• übernehmen Beauftragtenfunktionen für die Bereiche

Gewässerschutz, Arbeitssicherheit,

Gefährdungsbeurteilung

• erstellen mit Ihnen kommunale Satzungen mit Bezug

zur Abwasserbeseitigung

• unterstützen Sie bei der Beitrags- und 

Gebührenkalkulation

• helfen bei der Ausschreibung von

Entsorgungsdienstleistungen

• beraten bei der Beschaffung von Feuerwehr-,

Rettungsdienst- und Kommunalfahrzeugen

Das Dienstleistungsunternehmen 

des Städte- und Gemeindebundes NRW

Wir sind für Sie da, bei der Lösung technischer, 

rechtlicher und organisatorischer Fragestellungen.

Nutzen Sie die Erfahrung unserer Juristen, Techniker,

Management- und Organisationsspezialisten. 

Kommunal- und Abwasserberatung NRW GmbH

Cecilienallee 59 | 40474 Düsseldorf

Tel.: 0211-430 77 0 / Fax: 0211-430 77 22

www.kua-nrw.de / info@kua-nrw.de
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EUROPA-NEWS

die Europawahl 2009 stellt eines der weltweit wichtigsten demokratischen Er-
eignisse dar, denn vom 4. bis zum 7. Juni sind 375 Millionen Bürgerinnen und
Bürger aufgerufen, zur Wahl zu gehen. 375 Millionen Frauen und Männer -
darunter 36 Millionen zum ersten Mal - werden ihre Vertreter im Europäischen
Parlament wählen und ihm in der Europäischen Union Kraft und Legitimität
verleihen.
Die Bürgerinnen und Bürger müssen sich bewusst werden, dass ihre Stim-
me entscheidend ist, ermöglicht sie es ihnen doch, ihr Schicksal als Europä-
er selbst in die Hand zu nehmen. Die gewählten Volksvertreter auf lokaler,
regionaler, gesamtstaatlicher oder europäischer Ebene, tragen Verantwor-
tung dafür, sie zu sensibilisieren, aufzuklären und zu mobilisieren, um eine
möglichst hohe Wahlbeteiligung zu erreichen. Es ist unsere gemeinsame
Aufgabe, ihnen zu erklären, wie das Europäische Parlament konkret seine
legislativen Befugnisse nutzt und so einen direkten Einfluss auf 60 bis 80
Prozent der Gesetze der Mitgliedstaaten im Interesse der Bürgerinnen und
Bürger ausübt.
Wir leben heute in einer Europäischen Union, die unserem Kontinent Frie-
den, Freiheit, Stabilität und Wohlstand gebracht und den Gedanken an Krieg
für ihre Mitglieder unvorstellbar gemacht hat. In dieser Zeit der Finanz- und
Wirtschaftskrise ist es der Europäischen Union gelungen, sich zusammen mit
den Mitgliedstaaten als reaktionsfähig und effizient zu erweisen, um die In-
teressen seiner Bürgerinnen und Bürger zu schützen.Als Antwort auf die Fra-
ge des Klimawandels geht Europa der ganzen Welt mit gutem Beispiel vor-
an, indem es einen verbindlichen und mutigen Aktionsplan verabschiedet
hat, mit dem die CO2- Emissionen bis 2020 um 20 Prozent gesenkt werden
können. Eine handlungsfähige Europäische Union benötigt ein starkes 
Europäisches Parlament.
Seit dem Vertrag von Maastricht können alle Unionsbürger, gleichgültig in
welchem Mitgliedstaat sie wohnen, dort bei Europa- und Kommunalwah-
len wählen und gewählt werden. Dank dieses Grundsatzes konnten bei der
letzten Europawahl 2004 nicht weniger als zwölf Prozent der Wähler ihre
Stimme außerhalb ihres Herkunftslandes abgeben. In Anbetracht der zu-
nehmenden beruflichen Mobilität müssen unsere Mitbürgerinnen und

Mitbürger über ihre Rechte, die sie vielfach nicht kennen, aufgeklärt 
werden.
Lassen Sie uns gemeinsam diese Gelegenheit nutzen, um über Europa zu
diskutieren, und unsere Kräfte bündeln, damit Bürgerinnen und Bürger
Europa zu ihrer Sache machen. Die Demokratie und der Appell an sie be-
ginnt in den Städten und Regionen: Lassen Sie uns gemeinsam die Bürge-
rinnen und Bürger für diese Wahl mobilisieren! 
Seien wir praktisch:Wir stellen den lokalen und regionalen Gebietskörper-
schaften und den sie vertretenden Verbänden zahlreiche Kommunikations-
und Informationsmittel zur Verfügung. Sie brauchen nur die Vertretung des
Europäischen Parlaments oder der Kommission in Ihrem Land zu kontaktie-
ren oder sich an einen Europaageordneten oder eines der aus Ihrer Region
stammenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen zu wenden.
Seien wir konkret: Wir schlagen Ihnen Folgendes vor:

• in Ihrer Gemeinde eine Informationsveranstaltung zur Europawahl und 
- allgemeiner - zur Tätigkeit der Europäischen Union zu veranstalten,

• einen Brief an Ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger zu richten, um sie zur
Teilnahme an dieser Europawahl aufzufordern,

• die Informationsmittel einzusetzen, die sie sich bei den Informationsbü-
ros des Europäischen Parlaments (www.europarl.de) und der Europäi-
schen Kommission in Ihrem Land (www.ec.europa.eu/deutschland) be-
schaffen können,

• auf der Website Ihrer Gebietskörperschaft ein Portal zur Europawahl zu
eröffnen und es mit den Webseiten des Europäischen Parlaments
(www.europarl.eu) und des Ausschusses der Regionen  zu verknüpfen
(www.cor.eu),

• die zur Europawahl antretenden Kandidaten im Rahmen ihrer Informati-
onstätigkeiten während des Wahlkampfs einzuladen.

Wir sind davon überzeugt, dass es uns mit Ihnen zusammen gelingen wird,
die Debatte über Europa in jede Stadt und in jede Gemeinde zu tragen,
damit unsere Bürgerinnen und Bürger wählen gehen.

OFFENER BRIEF AN DIE GEWÄHLTEN ABGEORDNETEN IN 
REGIONAL- UND KOMMUNALPARLAMENTEN 

Hans-Gert Pöttering 
Präsident des Europäischen Parlaments  

Luc Van den Brande 
Präsident des Ausschusses der Regionen  

Kontakt beim Ausschuss der Regionen 

Wolfgang Petzold 
+32 2 282 23 58 
Wolfgang.Petzold@cor.europa.eu 

Jens Nordmeyer 
+32 2 282 23 47 
Jens.Nordmeyer@cor.europa.eu 

Kontakt beim Europäischen Parlament 

Andreas Kleiner 
+ 32 228 32 266 
presse-de@europarl.europa.eu 

Jens Pottharst
+ 49 30 22 80 12 00 
epberlin@europarl.europa.eu 

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Neuer Leiter für 
Vertretung der 
EU-Kommission
Matthias Petschke ist neuer Leiter der Vertretung
der Europäischen Kommission in Berlin. Diese ist
das offizielle Sprachrohr der Kommission in
Deutschland und hat die Aufgabe, die Politik der
Europäischen Union zu erläutern sowie Europa
den Bürgern verständlicher zu machen. Petschke
ist seit 1995 Mitarbeiter der Kommission. Zuvor
hatte er bei der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei der EU in Brüssel ei-
nen Posten als Erster Sekretär inne. In der Kom-
mission war er zunächst Assistent des Generaldi-
rektors der Generaldirektion Handel. Seit 2004
wirkte er als Referatsleiter in der Generaldirekti-
on Binnenmarkt und Dienstleistungen.

Kampagne zur 
Europawahl
Der Präsident des Ausschusses der Regionen, Luc
Van den Brande, und der Präsident des Europäi-
schen Parlaments, Hans-Gert Pöttering, haben
die Vertreterinnen und Vertreter der lokalen und
regionalen Ebene aus der gesamten EU dazu auf-
gerufen, ihre Bürgerinnen und Bürger zur Teilnah-
me an der Europawahl im Juni zu motivieren. In
einem offenen Brief hoben beide die Bedeutung
der Wahl zum Europäischen Parlament hervor,an
der sich vom 4. bis 7. Juni 2009 insgesamt 375 Mil-
lionen Bürger und Bürgerinnen beteiligen kön-
nen. Ziel der Kampagne ist es, mittels der Kom-
munen die Menschen besser über Europa zu in-
formieren und diese anzuregen, Seiten zur EP-
Wahl auf ihren Internetportalen einzurichten.

Jugendpreis
Entwicklungspolitik
An dem von der Generaldirektion Entwicklung der
Europäischen Kommission veranstalteten Jugend-
preis Entwicklungspolitik können Schulen aus allen
27 EU-Mitgliedstaaten teilnehmen. Die Schülerin-

nen und Schüler müssen zum Abgabetermin 16 bis
18 Jahre alt sein.Der Schwerpunkt des Wettbewerbs
liegt auf Afrikas nachhaltiger Entwicklung. Es gibt
drei mögliche Themen, um am Wettbewerb teil-
nehmen zu können:„Klimaveränderung“,„Wasser
und Energie“ sowie „nachhaltiger Tourismus“. Da-
bei können die Schüler entweder ein Thema aus-
wählen oder die drei Themen kombinieren.Alle Bei-
träge müssen aus zwei Teilen bestehen: einer kur-
zen Botschaft sowie einem Kunstwerk in Form ei-
nes Posters oder einer Multimediapräsentation.
Einsendeschluss ist der 31. Mai 2009.Weitere Infor-
mationen gibt es auf der Internetseite www.
dyp2008.org/ww/de/pub/dyp2008/index.htm .

Bewerbung um Climate
Star 2009
Das Klima-Bündnis lädt alle europäischen Städte
und Gemeinden ein,sich mit einem beispielhaften
Klimaschutzprojekt um einen „Climate Star“ zu be-
werben. Unter dem Motto „Auf kurzem Weg zum
Klimaschutz“ werden Praxisbeispiele gesucht wie
etwa Energiesparen und lokal genutzte Energie-
quellen,Wärmedämmung sowie Strom aus erneu-
erbaren Energiequellen im regionalen Umfeld.Der
„kurze Weg zum Klimaschutz“ schließt auch eine
Planung oder nachträgliche Gestaltung des Sied-
lungsgebiets ein,die Wohnen,Arbeiten,Einkaufen
und Freizeit zusammenbringt und damit Fahrrad,
Zufußgehen sowie Bus zum prädestinierten Ver-
kehrsmittel werden lässt. Ebenso bezieht sich das
Motto auf Güter,die in der Region erzeugt und ver-
marktet werden, sowie auf die „kurzen Wege zwi-
schen Gemeinde und Bürger“, wenn gemeinsam
zukunftsfähige Lösungen entwickelt und umge-
setzt werden.Einsendeschluss ist der 15.Juni 2009.
Weitere Informationen gibt es auf der Internetsei-
te www.climate-star.org .

Eurostat Jahrbuch der 
Regionen 2008
Das Statistische Jahrbuch der Regionen 2008 von
Eurostat, der Statistikbehörde der Europäischen
Union, ist erschienen. Es bietet eine Fülle von Infor-

mationen über das Leben in den europäischen Re-
gionen der 27 EU-Mitgliedstaaten sowie der EU-
Kandidatenländer und der EFTA-
Länder. Das Jahrbuch enthält
umfassende Regionaldatensätze
zu den Themen Bevölkerung,
Städtestatistik, Bruttoinlands-
produkt, Haushaltskonten,
Strukturelle Unternehmenssta-
tistik, Arbeitsmarkt, Sektorale
Produktivität,Arbeitskosten,Ver-
kehr, Tourismus, Wissenschaft,
Technologie und Innovation, Ge-
sundheit und Landwirtschaft.
Die Texte wurden von Fachleuten
für die verschiedenen Statistik-
bereiche verfasst und durch Kar-
ten,Zahlenreihen sowie Tabellen
zu jedem Thema ergänzt. Das
Jahrbuch der Regionen 2008
kann kostenfrei aus dem Inter-
net herunter geladen werden unter http://www.
eds-destatis.de/downloads/publ/KS-HA-08-001-
DE-N.pdf .

Karlspreis für Sant`Egidio-
Begründer Andrea Riccardi
Der Italiener Andrea Riccardi erhält in diesem
Jahr den Internationalen Karlspreis zu Aachen.
Der 58-jährige Professor der Zeitgeschichte an
der Università degli Studi Roma Tre hatte 1968
als Gymnasiast mit Freunden die christliche Lai-
enbewegung Sant`Egidio gegründet. Die jungen
Leute halfen im römischen Stadtteil Trastevere
ärmeren Menschen mit warmem Essen und Klei-
dung. Der Einsatz für Arme und für aus der Ge-
sellschaft ausgegrenzte Menschen zählt bis heu-
te zu den wichtigsten Anliegen der Bewegung,
die inzwischen weltweit mehr als 50.000 Mit-
glieder hat, vor allem junge Menschen. Interna-
tional kümmert sich die Gruppe besonders um
Aidskranke in Afrika. Seit 1987 organisiert die Ge-
meinschaft zudem jährlich in einer anderen
Stadt ein Treffen der Weltreligionen für den Frie-
den. Der Karlspreis wird am 21. Mai 2009 in Aa-
chen verliehen. l

grundsätzlich ohne Rücksicht auf die fami-
liären Verhältnisse des Grundbe-
sitzers erhoben wird, denn dies
entspreche ihrem Charakter als
Objektsteuer. Behauptete Mängel
im System der Grundstücksbewer-
tung hätten im Rahmen der allein
gegen den Grundsteuerbescheid
der Gemeinde und die ihn bestäti-
genden Gerichtsentscheidungen
erhobenen Verfassungsbeschwer-
de nicht berücksichtigt werden
können. Diese Rügen richteten
sich gegen Feststellungen und
Festlegungen der Grundlagenbe-
scheide des Finanzamts. Würden
diese nicht mit Erfolg angefoch-
ten, sei die Gemeinde im Rahmen

des Erlasses des Grundsteuerbescheides an
den Inhalt der Grundlagenbescheide, die die
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Verfassungsbeschwerde 
gegen 
Grundsteuerbescheid
Die Erhebung der Grundsteuer als solche be-
gegnet nach der ständigen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts keinen Bedenken.
Ebenfalls ist verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen, dass die Grundsteuer grundsätzlich
ohne Rücksicht auf die familiären Verhältnisse
des Grundbesitzers erhoben wird, denn dies
entspricht ihrem Charakter als Objektsteuer
(nichtamtliche Leitsätze).

BVerfG, Beschluss vom 18. Februar 2009 
- Az.: 1 BvR 1334/07 - 

Die 1. Kammer des Ersten Senats des Bun-
desverfassungsgerichts hat die Verfassungs-

beschwerde von Eltern dreier Kinder, die sich
gegen den Grundsteuerbescheid
der Gemeinde für ihr selbst ge-
nutztes Hausgrundstück richtet,
nicht zur Entscheidung angenom-
men. Rechtsbehelfe und Rechts-
mittel gegen diesen Grundsteuer-
bescheid vor den Fachgerichten
waren ohne Erfolg geblieben. Die
Beschwerdeführer hatten zuvor
weder den ergangenen Einheits-
wertbescheid noch den Grund-
steuermessbescheid des Finanz-
amts mit Erfolg angefochten.
Die Erhebung der Grundsteuer als
solche begegne nach der ständi-
gen Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts keinen Be-
denken. Ebenfalls sei verfassungsrechtlich
nicht zu beanstanden, dass die Grundsteuer
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Grundstücksbewertung abschließend re-
geln, gebunden.

Einzelhandelskonzept
zur Zentrenstärkung
Ein in einem Bebauungsplan festgesetzter ge-
nereller Ausschluss von Einzelhandelsbetrie-
ben kann durch das Ziel einer Stärkung der in
einem gesamtstädtischen Einzelhandelskon-
zept ausgewiesenen Stadtbezirks- und Orts-
teilzentren städtebaulich gerechtfertigt sein
(nichtamtlicher Leitsatz).

BVerwG, Urteil vom 26. März 2009 
- Az.: 4 C 21.07 -

Die Klägerin möchte in einem Mischgebiet
im Stadtgebiet von Dortmund einen Lebens-
mittel-Selbstbedienungsmarkt mit 650 m2
Verkaufsfläche errichten. Die Stadt Dort-
mund nahm das Vorhaben zum Anlass, den
Bebauungsplan zu ändern und Einzelhan-
delsnutzungen im Plangebiet weitestge-
hend auszuschließen. Die Klage auf Ertei-
lung eines Bauvorbescheides blieb ohne Er-
folg. Das OVG NRW war der Auffassung, die
städtebauliche Rechtfertigung des Einzel-
handelsausschlusses lasse sich mit dem Ziel
einer Stärkung der Zentren durch Neuan-
siedlung auch solcher Einzelhandelsnutzun-
gen begründen, die dort bislang nicht vor-
handen sind.
Das Bundesverwaltungsgericht hat die
Rechtsansicht der Vorinstanz bestätigt. An-
haltspunkte dafür, dass die Stadt Dortmund
mit dem festgesetzten Einzelhandelsaus-
schluss die sachlichen Grenzen für ein Kon-
zept der Zentrenstärkung überschritten hät-
te, sah es nicht. Einer Gemeinde sei es auf
der Grundlage eines schlüssigen gesamt-
städtischen Einzelhandelskonzepts grund-
sätzlich gestattet, Nutzungsarten, die in
Zentren nicht oder nur geringfügig vertreten
sind, in anderen Gemeindegebieten mit dem
Ziel auszuschließen, eventuelle Neuansied-
lungen zwecks Steigerung oder Erhaltung
der Attraktivität dem Zentrum zuzuführen.

Nutzungsberechtigung
für einen 
Sonderparkplatz
Ein Schwerbehinderter mit außergewöhnli-
cher Gehbehinderung („aG“) ist nur dann be-
rechtigt, einen Sonderparkplatz für Schwerbe-
hinderte zu benutzen, wenn er seinen von der
zuständigen Straßenverkehrsbehörde ausge-
stellten besonderen Parkausweis gut lesbar
im geparkten Fahrzeug auslegt.

OVG NRW, Beschluss vom 17. Februar 2009 
- Az.: 5 A 3413/07 -

Der Kläger wendet ein, er sei berechtigt gewe-
sen, auf dem gemäß § 42 Abs. 4 Nr. 2 StVO -
Zeichen 314 i.V. m. Zusatzzeichen 1044 10 - ge-
kennzeichneten Parkplatz zu parken. Denn er
habe seinerzeit seinen schwerbehinderten
Vater befördert und dessen mit dem Merkzei-
chen „aG“ versehenen Schwerbehinderten-
ausweis (ausgestellt vom zuständigen Versor-
gungsamt) mit der Vorderseite nach oben auf
dem Armaturenbrett ausgelegt. Dem ist das
OVG nicht gefolgt. Entgegen der Auffassung
des Klägers reiche es nicht aus, dass der ein-
schlägig gekennzeichnete Parkplatz von ei-
nem Schwerbehinderten benutzt und die Be-
hinderung durch eine sonstige behördliche
Bestätigung nachgewiesen wird.
Gemäß § 42 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 StVO gelten die
nach Satz 1 der Vorschrift geregelten Ausnah-
men zu Gunsten der mit besonderem Park-
ausweis ausgestatteten Schwerbehinderten
nur, wenn diese besonderen Parkausweise
gut lesbar ausgelegt sind.Weder die Behinde-
rung als solche noch der Besitz eines vom Ver-
sorgungsamt ausgestellten Schwerbehinder-
tenausweises rechtfertigen die Inanspruch-
nahme eines Behindertenparkplatzes. Nur
wenn der einschlägige Parkausweis gut les-
bar ausgelegt ist, kann die zuständige Behör-
de jederzeit zuverlässig und schnell kontrol-
lieren, ob der Sonderparkplatz von einem Be-
rechtigten benutzt wird. Eine gleichermaßen
wirksame Kontrolle ist demgegenüber nicht
gewährleistet, wenn - wie im Streitfall - ein
vom Versorgungsamt ausgestellter Schwer-
behindertenausweis mit der Vorderseite aus-
gelegt wird. Der Vorderseite ist nämlich nicht
zu entnehmen, welche Art der Schwerbehin-
derung in Rede steht und ob das für die Ertei-
lung eines besonderen Parkausweises erfor-
derliche Merkzeichen vorliegt.
Ohne Erfolg wendet der Kläger ein, der zustän-
dige Außendienstmitarbeiter des Beklagten ha-
be, ausgehend von einem falschen Sachverhalt,
eine fehlerhafte Ermessensentscheidung ge-
troffen. Die Überlegung, dem Mitarbeiter sei
nicht aufgefallen, dass sich der ausgelegte
Schwerbehindertenausweis auf eine ersichtlich
ältere Person als den Kläger bezog, begründet
keinen Ermessensfehler. Wie ausgeführt ist al-
lein entscheidend, ob der von der zuständigen
Behörde ausgestellte besondere Parkausweis
gut lesbar im Fahrzeug ausgelegt war oder nicht.
Da dies unstrittig nicht der Fall war,ist ein etwai-
ger Irrtum des zuständigen Mitarbeiters des Be-
klagten über den Inhaber des ausgelegten
Schwerbehindertenausweises rechtlich nicht er-
heblich.
Die Abschleppmaßnahme war schließlich
nicht unverhältnismäßig. Eigenen Angaben
des Klägers zufolge hat der Mitarbeiter des Be-
klagten mindestens 25 Minuten gewartet, be-
vor er das Abschleppen angeordnet hat. Jeden-
falls zu diesem Zeitpunkt war für ihn nicht
erkennbar, dass das klägerische Fahrzeug in
absehbarer Zeit entfernt werden würde.
Die Berufung ist auch nicht wegen grundsätz-
licher Bedeutung der Rechtssache (§ 124 Abs. 2
Nr. 3 VwGO) zuzulassen. l
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